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I. Ausgangslage

1

Vorgeschichte und Inhalt der Initiative

Der ehemalige Bündner Kantonale Jagd- und Naturschutzverband hat - zusammen mit

drei weiteren Volksinitiativen - bereits am 10. Dezember 1993 eine ,,Kantonale Volksinitia-

tive zur Abschaffung der Sonderjagd" (nachfolgend ,,sonderjagdinitiative 1993") einge-

reicht.' Der Grosse Rat hat diese Initiative aufgrund ihrer Bundesrechtswidrigkeit für un-

gültig erklärt." Der Beschluss ist unangefochten in Rechtskraft erwachsen. Die Ungültiger-

klärung erfolgte auf Grundlage eines Rechtsgutachtens des unterzeichnenden Rechtsan-

walts vom B. Juni 1994 sowie eines wildbiologisches Gutachtens vom 4. Juni 1994 von Dr.

Peter Meile.

Am7. März zor3 wurde die ,,Volksinitiative zur Abschaffung der Sonderjagd" (nachfolgend

,,sonderjagdinitiative" oder ,,sonderjagdinitiative 2013") im Kantonsamtsblatt Nr. ro publi-

ziert. Die Sammelfrist dauert ein Jahr, d.h. bis zrrm1.März zot4. Die Regierung hat mit Be-

schluss vom 10. September 2013 festgestellt, dass die Initiative mit to'zzg Unterschriften

zustande gekommen ist. Die Sonderjagd ist äussert kontrovers,3 wurde aber bisher trotz

mehreren Versuchen, sie abzuschaffen, beibehalten.

3 Im Wesentlichen will die Sonderjagdinitiative die Vorschriften im Kantonalen Jagdgesetz

(2C)+ zur Sonderjagd ersatzlos streichen und dafür die Hochjagd neu in den Monaten Sep-

tember und Oktober stattfinden lassen.

4 Die Initiative witl Art. rr KJG wie folgt abändern:

,,Art. 11

' Die Regierung legt die Jagdzeiten in den Zeitröttmen gemäss

Abs. z derart fest, dass die Abschussplöne innert möglichst

kurzer Zeit, auf atle FöIIe während der ordentlichen Hochjagd,

uollumftinglich erfullt werden können. Dobei sind díese so zu

planen, dass die Wildbestände unter Einbezug der Wildasyle

und deren Lage, ohne Sonderjagd reguliert werden können.

2 Die Jagdzeiten sindinfolgenden Zeiträumen anzusetzen:

a) Hochjagd: In den Monaten September und Oktober, insge-

samt höchstens z5 Tage, mit der Möglichkeit uon Jagdunter-

Botschaften Heft Nr. glrgg4'95 (Botschaft Lg94),537-546'

Grossrats-Protokoll (GRP) rgg+/t995, 938 ff.

Siehe dazu GRP zoo6, 9ßff.
BR 74o.ooo,

t
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brüchen fur die Dauer l)on mindestens drei aufeinanderþIg en-

denTagen.

Abs. 4 und 5 streichen (beziehen sich im KJG auf die Sonder-

jasd)"

Der Satzteil ,,auf alle Fälle während der ordentlichen Hochjagd" in Abs. r betrifft nur die

Hocþagd, d.h. die Jagd auf Rothirsch, Reh, Gämse, Wildschwein, Murmeltier und Dachs

usw.s Die Steinwildjagd, Niederjagd und Pass- und Fallenjagd sollen nicht angetastet wer-

den. Die Sonderjagdinitiative betrifft damit nur die Hocþagd. Entsprechend beziehen sich

auch die folgenden Ausführungen ausschliesslich auf die Hochjagd.

Weiter ersetzt der neue Abs. r Satz z den ersatzlos gestrichen bisherigen Satz z, demzufolge

,,[a]uf die Paarungszeit [...] Rücksicht zunehmen [ist]."

Zudem soll Art. rr Abs. 2 lit. a KJG betreffend den Jagdzeiten für die Hochjagd dahinge-

hend geändert werden, dass die Hochjagd nun maximal 25 Tage dauern kann (anstatt wie

bisher zr Tage) und in den Monaten September und Oktober (anstatt wie bisher aus-

schliesslich im September) stattfinden soll. Neu wäre ausdrücklich von Unterbrüchen im

plural die Rede; es könnten deshalb auch drei oder mehrere Jagdzeiten angeordnet werden,

sofern die Jagd jeweils für mindestens drei Tage unterbrochen wird. Das geltende Recht

lässt nur einen Unterbruch zu.

Damit wäre es möglich, zwei oder mehrere Hochjagdzeiten mit relativ grossem Abstand

zuzulassen (bspw. rz Tage Anfang September und 13 Tage Mitte Oktober), denn eine maxi-

male Dauer für den unterbruch schreibt die Initiative nicht vor.

B. Vergleich zur Sonderjagdinitiative lr993

9 Der grösste Unterschied ist, dass die Sonderjagdinitiative 2013 in zeitlicher Hinsicht die

Ausdehnung der Hochjagd bis in den Monat Oktober vorsieht.

Die Volksinitiative zur Abschaffung der Sonderjagd aus dem Jahr 1993 baute auf der Fas-

sung des Art. rr KIG aus dem Jahr 1989 auf. Die Hocþagd hatte damit zwangsläufig vom 9.

September bis zum 3o. September stattzufinden. Ein Unterbruch der Hochjagd war nicht

vorgesehen. Im Vergleich zur Sonderjagdinitiative 1993 kann die Hochjagd gemäss der

Sonderjagdinitiative 2013 bis zu vier Tage länger dauern und kann mehrmals für mindes-

tens drei Tage unterbrochen werden; sie kann, wie erwähnt, auch im Oktober stattfinden.

Hingegen bestand unter altem Recht die Möglichkeit, die Jagd wieder aufnehmen zulassen,

wenn die Abschusspläne in weiten Teilen des Kantons nicht erfüllt wurden (Art. rr Abs. 3

aIç¡G). Von dieser Möglichkeit wurde allerdings nie Gebrauch gemacht.6 Sie wurde deshalb

Art.gAbs.llit.aKJG.

Siehe nachstehend, Rz' rr8 ff

bl40

6

7

B

10

11

5

6



C.

13

72

r4

15

P B K

anlässlich der Revision des KJG im Jahr zoo6 abgeschafft. Die Sonderjagdinitiative 1993

wollte diese Möglichkeit nicht antasten. Im Gegensatz zum Jagdgesetz in der Fassung 1993

sieht das geltende Recht und auch die Sonderjagdinitiative 2013 die Möglichkeit eines Un-

terbruchs (geltendes Recht) bzw. von Unterbrüchen (Initiative) vor'

Im Ergebnis ist die Sonderjagdinitiative 2013 viel flexibler als ihr Pendant aus dem Jahr

1993, da sie r) keine starre Jagdzeit vom 9. bis 3o. September, sondern beliebige z5 Tage in

den Monaten September und Oktober vorsieht und z) mehrmalige Unterbrüche von jeweils

mindestens drei Tagen zulässt.

Ungültigkeit der Sonderjagdinitiative 1993

Die Sonderjagdinitiative 199g wurde vom Grossen Rat am r. März 1995 mit go zlr r Stimme

für ungültig erklärt.z Von der Regierung wurde die von ihr beantragte Ungültigkeit, gestützt

auf das Rechtsgutachten des unterzeichnenden Rechtsanwalts vom 3. Juni 1994, im We-

sentlichen wie folgt begründet:8

Gemäss dem damals geltenden Drei-Stufen-Konzept wurde in der Phase r (ordentliche

Jagd) und z (Verlängerung bzw. Wiederaufnahme der ordentlichen Jagd bei Nicht-

Erreichen der Abschusspläne) das ganze Kantonsgebiet bejagt. Dadurch konnte die Jagd

aber nur beschränkt gelenkt werden. In Phase 3 bestand daher mit der Sonderjagd ein In-

strument, um regionale und örtliche Lücken bei der Umsetzung der Abschusspläne zu

schliessen. Die ersatzlose Streichung der Phase 3 aus dem Drei-Stufen-Konzept wurde als

bundesrechtswidrig erachtet. Es wurde argumentiert, dass der Kanton Graubünden mit der

Abschaffung der Sonderjagd nicht mehr im bundesrechtlich gefordertem Ausmass auf regi-

onal oder lokal auftretende Ungleichgewichte in der Wildpopulation und damit verbundene

Wildschäden hätte reagieren können. Einzelmassnahmen gemäss Art. rz Abs. z JSG wur-

den als ungenügend betrachtet.s

Es wurde davon ausgegangen, dass das Bundesrecht vorschrieb, dass ein ,,tragbares Mass"

an Wildschäden für die Landwirtschaft und für den Wald nicht überschritten werden durf-

te. Dieses ,,tragbare Mass" wurde aufgrund eines wildbiologischen Gutachtens definiert. Für

die Landwirtschaft wurde davon ausgegangen, dass die durch das Wild verursachten Schä-

den nicht dazu führen dürften, dass die Flächenerträge aus der langjährigen Bandbreite hi-

nausfallen, die sich durch die witterungsbedingten Schwankungen ergibt. Beim Wald wurde

angenommen, dass das ,,tragbare Mass" überschritten gewesen wäre, wenn die Waldverjün-

gung auf mehr als 7o% der Waldfläche ohne besondere Schutzmassnahmen nicht mehr si-

chergestellt gewesen wäre.lo Ein ähnliches Kriterium hat inzwischen ausdrücklich in die

GRP 1995, 945.

Siehe zum Ganzen, Botschaft tg94,54tff.

Siehe nachstehend, Rz. 82.

Botschaft tgg4,54tf.
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Bündner Jagdverordnung (KJV)" Eingang gefunden.'2 Gemäss dem wildbiologischen Gut-

achten wäre mit der Annahme der Sonderjagdinitiative 1999 das tragbare Mass gemäss De-

finition sowohl für die Landwirtschaft als auch für den Wald überschritten gewesen. Des-

halb wurde von einer Verletzung von Art. r Abs. 1lit. c JSG, Art. rz Abs. 1JSG, Art. r Abs. r

WaG, Art. zo Abs. r WaG und Art. z7 WaG ausgegangen.

Weiter wurde erwogen, dass die ersatzlose Abschaffung der Sonderjagd mit der bundes-

rechtlichen Verpflichtung zur Jagdplanung und der damit verbundenen örtlichen Regulie-

rung der Wildbestände nicht vereinbar sei und damit Art. r Abs. r lit. d JSG und Art. 3 Abs.

3 Abs. r und z JSG verletze.

Schliesslich war man der Auffassung, der Kanton Graubünden würde durch die Abschaf-

fung der Sonderjagd die Pflicht, das WaG und das JSG zu vollziehen,l3 verletzen.

Aus all diesen Gründen wurde die Initiative wegen Bundesrechtswidrigkeit als ungültig er-

klärt.

Fragestellung

Mit Schreiben vom 3. Mai 2o1g hat das Bau-, Verkehrs- und Forstdepartement Graubünden

dem unterzeichnenden Rechtsanwalt den Auftrag erteilt, zu untersuchen, ob die Sonder-

jagdinitiative mit der eidgenössischen Jagd- und Waldgesetzgebung sowie mit dem kanto-

nalen Verfassungsrecht vereinbar ist. Unter Einbezug der Erkenntnisse des wildbiologi-

schen Gutachtens hat das Rechtsgutachten sodann abschliessend festzuhalten, ob die Son-

derjagdinitiative gültig, teilgültig oder ungültig ist. r+

Das Rechtsgutachten baut auf den Folgerungen des wildtierbiologischen Gutachtens von

Prof. Dr. Klaus Robin (Robin Habitat AG) ,,Wildtierbiologisches Gutachten zur Sonder-

jagdinitiatiue im Kanton Graubünden mit einem ergänzenden Beitrag zu Schäden durch

Schalentuild am WaId - Wirkungszusammenhänge und aktuelle Situation" vom 26. Feb-

ruar 2014 auf und bezieht die dort gezogenen Schlüsse in die nachfolgenden rechtlichen

Überlegungen, insbesondere die rechtlichen Schlüsse, ein.

ilI. Literatur und Materialien

2t Für die Erstellung des Gutachtens wurde folgende Literatur verwendet:

. Bundesamt für Umwelt BAFU, Vollzugshilfe Wald und Wild, Bern zoto;

BR Z4o.o10,

Art.8Abs. z KJV.

Art. z5 Abs. r JSG bzw. Art. 5o WaG.

Schreiben vom 3. Mai zor3, Ziff.Ilzund 4; bestätigt in Schreiben vom rz. Juli zotg,Ziff.II.r und 6

11

12

13
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. Ehrenzeller Bernhard et al., Die schweizerische Bundesverfassung - Kommentar, 2.

Aufl. Zürich 2oo8;

. Häfelin Walter/Müller Georg/Uhlmann Felix, Allgemeines Verwaltungsrecht, 6. A. Zi-
rich zoro;

o Hangartner Yvo/KIey Andreas, Die demokratischen Rechte in Bund und Kantonen der

Schweizerischen Eidgenossenschaft , Zt'ttich 2ooo ;

. Kölz Alfred, Die kantonale Volksinitiative in der Rechtsprechung des Bundesgerichts,

ZBL tg9z,zff.;

. Mahon pascal/Aubert Jean-François, Petit Commentaire de la Constitution fédérale de

la Conféderation suisse, Ztttích 2oo3.

Sodann wurden folgende Materialien verwendet:

o Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz der wildlebenden Säu-

getiere und Vögel (JSG), BBI rg83 II ttg7 ff.;

¡ Botschaft Sonderjagdinitiative 1994, Heft Nr' 9/1994-g4,5zo ff;

o Grossrats-Protokoll tgg4lLggS, 938 ff. (Sonderjagdinitiative);

. Botschaft Revision KJG, Heft Nr. 14 lzoo5 - 2c,c,6, S' rz35 ff.;

o Grossrats-Protokoll 2c,c,6, g4gff. (Revision zuG);

. Office cantonal de la statistique (GE), Statistique de la superficie de la Suisse et popula-

tion résidante, par canton, abrufbar unter:

<http://www.ge.ch/statistique/tel/domaines/ oz/oz-ozlT -oz-oz-r-ot.xls>.

fV. Rechtliche Ausführungen

A. GültigkeitkantonalerGesetzesinitiativenimAllgemeinen

23 Das Initiativrecht des Volkes wird durch die kantonale Verfassung gewährt. Es wird durch

die kantonale Verfassung und das Bundesrecht aber zugleich beschränkt. Eine Initiative auf

Abänderung, Erlass oder Aufhebung eines Gesetzes kann nach der Bündner Kantonsverfas-

sungls von 3ooo Stimmberechtigten verlangt werden'16

BR 11o.10o.

Art. rzAbs. zZiff.tKl,/

8 l+o

15
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24 Für die Gültigkeit von Gesetzesinitiativen sind im Kanton Graubünden zunächst Art. 13 und

v.a. t4 KV einschlägig. Weitere Anforderungen ergeben sich unmittelbar aus dem Bundes-

recht, insbesondere dem Vorrang des Bundesrechts'z und der verfassungsrechtlich gewähr-

leisteten Garantie der freien Willensbildung und der unverFálschten Stimmabgabe.ls

2s Der Entscheid über die Gültigkeit von Volksinitiativen steht im Kanton Graubünden dem

Grossen Rat zu.1e Dieser Entscheid kann beim Verwaltungsgericht mit Beschwerde ange-

fochten werden.2o Dagegen wiederum ist die Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angele-

genheiten an das Bundesgericht möglich.'

z6 Eine Initiative gilt als gültig, wenn sie zunächst bestimmten formellen Anforderungen 8e-

nügt (Zustandekommen, nachstehend IV.A.r.r; Einheit der Form, nachstehend, IV.A.r.z).

27 In materieller Hinsicht muss der Grundsatz der Einheit der Materie beachtet werden (nach-

stehend, IV.A.z.z). Zudem müssen kantonale Gesetzesinitiativen im Einklang mit überge-

ordnetem Recht stehen; dazu gehört insbesondere das Bundesrecht und das kantonale Ver-

fassungsrecht (nachstehend,IV.A.z.4); dabei sind die Auslegungsgrundsätze für Volksinitia-

tiven des Bundesgerichts zu beachten (rv.A.z.g). Sie müssen zudem durchführbar sein

(nachstehend, IV.A.z.5).

1. Formelle Rechtmässigkeit

1.1 Zustandekommen

Die Initiative muss die positiwechtlichen Vorschriften des kantonalen Rechts über das Zu-

standekommen von Volksinitiativen erfüllen (Frist, Anzahl Unterschriften, Beglaubigung

der Unterschriften usw.). Die formellen Anford,erungen an Volksinitiativen finden sich im

Detail in Art. S+ GpR. Es soll aber in der Folge vorausgesetzt werden, dass die Initiative die-

sen formellen Anforderungen genügt'

1.2 Einheit der Form

Der Grundsatz der Einheit der Form ist ausdrücklich in Art. 14 Abs. r Ziff. t' IÕ/ niederge-

legt. Diesem Grundsatz zufolge darf eine Initiative nicht gleichzeitig Vorschriften auf ver-

schiedenen Normstufen abändern, aufheben oder erlassen wollen,'2 wenn dies im kantona-

Art.49 BV.

Art. 34 Abs. z BV.

Art. 14 Abs. 3 Satz r KV'

Art. r4 Abs, 3 Satz z KV.

Art. BZ ff. BGG.

BGE $o I r85, E. z.r.

zB
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len Recht nicht ausdrücklich vorgesehen ist.2s Das Erfordernis wird vorliegend eingehalten,

da ausschliesslich ein Artikel des kantonalen Jagdgesetzes abgeändert werden soll.

Eine Initiative kann im Kanton Graubünden entweder als allgemeine Anregung oder als

ausgearbeiteter Entwurf eingereicht werden.24 Der Initiativtext genügt diesem, da die Initia-

tive ausschliesslich die Abänderung von Art. rr KJG verlangt.

Fazit formelle Rechtmässigkeit

Die Sonderjagdinitiative wirft in formeller Hinsicht keine Probleme auf. Deshalb kann auf

weitergehende Ausführungen verzichtet werden.

2. Materielle Rechtmässigkeit

2.1 Grundzüge der Regelung in der ICV

In materieller Hinsicht listet Art. 14 Abs. r IÕ/ vier Ungüttigkeitsgründe auf: r) Verletzung

der Einheit der Materie (lit. a); z) offensichtlicher Widerspruch zu übergeordnetem Recht

(lit. b); 3) Undurchführbarkeit (lit. c) und +) Rückwirkung, die mit rechtsstaatlichen

Grundsätzen nicht vereinbar ist (lit. d).

Der zweite Ungültigkeitsgrund scheint vordergründig eine Ungültigkeit nur im Fall eines

offinsichtlichen Widerspruchs zum übergeordneten Recht zuzulassen.'s Nach bundesge-

richtlicher Rechtsprechung kann ein kantonales Parlament jedoch eine Volksinitiative auch

ohne ausdrückliche kantonale Rechtsgrundlage als ungültig erklären, wenn sie bundes-

rechtswidrig ist.26 Deshalb kann der Grosse Rat eine Initiative selbst in Fällen weniger of-

fensichtlicher, mithin näherer Abklärungen bedürftiger Bundesrechtswidrigkeit ungültig

erklären. Dies ist jedoch eine ,,Kann-Vorschrift"; nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung

ist es nicht bundesrechtswidrig, dem Volk eine bundesrechtswidrige Initiative zur Abstim-

mung vorzulegen, wenn das kantonale Recht die Ungültigerklärung nicht vorschreibt'"2

Denn das Bundesgericht hat entschieden, dass wenn ein solcher kantonaler Vorbehalt zu-

gunsten des Volkswillens besteht, es ,,die ihm grundsätzlich zustehende freie Prüfungsbe-

fugnis mit Zurückhaltung ausübt und einen Zulassungsentscheid der kantonalen Behörde

32

33

Hangartner/Kley, Die demokratischen Rechte in Bund und Kantonen der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

Zürich zooo, Rz. zro5 f.

Art. 13 Abs. r KV.

Die Botschaft zur Verfassung enthält keine Erläuterung dazu, was damit genau gemeint ist'

Bundesgericht, 3. März zoro, rc_r6r f zoog,E. z;6. Juli zoro, tc-gzf zoto, E. z.r; BGE rrr Ia 3o3 E' 3'

BGE ro5 Ia g64,E. z, Kölz, , Die kantonale Volksinitiative in der Rechtsprechung des Bundesgerichts, ZBI' 1982,

zff.,S. zz.

24

25
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nur dann aufhebt, wenn das in Frage stehende Volksbegehren offensichtlich rechtswidrig

ist."e8

Der Kanton Graubünden verfolgt dem gegenüber die Praxis, dass auf jeden Fall auf Art. 14

Abs. I lit. b IW abzustellen ist und nur Fälle von offensichtlichem Widerspruch erfasst wer-

den; in solchen besteht eine Pflicht des Grossen Rates zur Ungültigerklärung der Volksiniti-

ative2g. Im Ergebnis bedeutet das, dass der Grosse Rat aufgrund von Art. 14 Abs. r lit. b I(V

eine Initiative, die mit dem übergeordneten Recht in offensichtlichem Widerspruch steht,

aufgrund der kantonsverfassungsrechtlichen Verpflichtung ungültig erklären muss.

2.2 Einheit der Materie

S6

Der Grundsatz der Einheit der Materie wird vom Bundesgericht aus Art. 34 Abs' z BV abge-

leitet, der die ,,freie Willensbildung und die unverFálschte Stimmabgabe" garantiert; er gilt

deshalb von Bundesrechts wegen auch in kantonalen Angelegenheiten.so Im Kanton Grau-

bünden ist er zudem positiwechtlich in Art. 14 Abs. r Ziff.t I{t niedergelegt.

Der Grundsatz der Einheit der Materie verlangt einerseits, dass bei der Unterschriften-

sammlung der wirkliche Wille der Initianten ermittelt wird.s'Andererseits verlangt er, dass

zwei oder mehrere Sachfragen und Materien nicht in einer Art und Weise miteinander zu

einer einzigen Abstimmungsvorlage verbunden werden, die die Stimmberechtigten in eine

Zwangslage versetzen und ihnen keine freie Wahl zwischen den einzelnen Teilen belassen.s2

Umfasst eine Abstimmungsvorlage mehrere Sachfragen und Materien, müssen die einzel-

nen Teile einen sachlichen inneren Zusammenhang aufweisen, in einer sachlichen Bezie-

hung zueinander stehen und dasselb e ZieL verfolgen.ss Dieser sachliche Zusammenhang

darf nicht bloss künstlich, subjektiv oder rein politisch bestehen. Der sachliche Zusammen-

hang kann sich aus einem einheitlichenZiel oder einem gemeinsamen Zweck ergeben und

ist abhängig von der Abstraktionshöhe der Betrachtung sowie vom gesellschaftlich-

historischen Umfeld. Dabei ist nicht bloss auf die Absichten des Gesetzgebers abzustellen,

sondern der Normtext nach den anerkannten Interpretationsregeln auszulegen und auch

der Sicht des ,,aufgeklärten", politisch interessierten Stimmbürgers Rechnung zu tragen.s+

35

28

29

BGE 98 Ia637. E- z: Bundesgericht, ZBltgZ4 S.358, E. z.; BGE 132 I282' E' 1'3'

Vgl. den überblick in der Botschaft der Regierung an den Grossen Rat vom 26. Oktober zoro, Heft Nr. 7/zoro-

zott, 569 f..

BGE rz9 I 366, E. 2.ri r25I23o,99 Ia 645'

Kölz, a.a.O., 18.

BGE rz9 I 366, E. z.z. m.w.H,; Bundesgericht, 26. August zoto, tC-ro3 f zoto, E' 3'r = ZBI zott' 279'

Bundesgericht,26.Augustzoro,rc-ro3fzoto,E.3.t= zBlzott,zTg;vgl.auchBGE13OI185E.3;tz9I38rE'

2,

a.a.O.
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Die Sonderjagdinitiative hat ein einziges, sachlich klar abgrenzbares Anliegen zum Gegen-

stand, nämlich die Abschaffung der Sonderjagd. Sie verletzt mithin den Grundsatz der Ein-

heit der Materie nicht.

Auslegung von Volksinitiativen

Das Bundesgericht hat für die Auslegung von Volksinitiativen Richtlinien aufgestellt, die

vom Gedanken getragen sind, die Ungültigkeit nach Möglichkeit zu verhindern, um nicht

übermässig in die politischen Rechte einzugreifen.

Grundsätzlich ist vom Wortlaut der Initiative auszugehen und nicht auf den subjektiven

Willen der Initianten abzustellen. ss Volksinitiativen müssen deshalb wie Erlasse objektiv

ausgelegt werden und dürfen nicht als subjektive Willenserklärung der Initianten verstan-

den werden. Eine allfällige Begründung des Volksbegehrens und Meinungsäusserungen der

Initianten dürfen allerdings mit berücksichtigt werden.36

Wenn möglich, sind kantonale Volksinitiativen mittels verfassungs- und bundesrechtskon-

former Auslegung vor Ungültigkeit zu bewahren. Ziel der verfassungskonformen Auslegung

ist es, Ungültigkeitserklärungen so weit wie möglich zu verhindern.3T Entscheidend ist, ob

der betreffenden Norm nach den anerkannten Auslegungsregeln ein Sinn zugemessen wer-

den kann, der sie mit dem höherrangigen Recht als vereinbar erscheinen lässt. Dies ist nicht

der Fall, wenn sie sich jeder verfassungskonformen Auslegung entzieht, nicht jedoch' wenn

sie einer solchen in vertretbarer Weise zugänglich ist'se

Es ergibt sich aus dem prinzip der Unverletzlichkeit des Stimmrechts, dass die Behörde,

welche sich über die materielle Gültigkeit einer Initiative ausspricht, diese in dem für die

Initianten günstigsten Sinn auslegen und, wenn möglich, dem Volk vorlegen muss.3e In sei-

ner neueren Rechtsprechung hat das Bundesgericht dafür den Satz ,,in dubio pro populo"

geprägt.4o Im übrigen ergibt sich die Pflicht zur verfassungskonformen Auslegung aus dem

Verhältnismäs sigkeits grunds atz. a1

Bundesgericht,zo.November2oll, tC-578lzoto,E.3; sieheauchBGEts2l2S2E'g't:'tzgI3gzE'2'2p'395;

rz8 I r9o E.4p.t9Z;tz5Izz7 E.4ap. z3r.

a.a.O.

a.a.O.

a.a.O.

BGE rrr Iaz95, E. z m,w.H'

BGE 44 It7z,E.z.r; Bundesgericht, zo. November zo:f.,tc-578f zoro' E' 3; 28. Februar zooT,tP'45tfzoo6,

E.z.z.

Bundesgericht, 20. November 2011, tC-578 I zoto, B. 3'
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Als letztes ist zu beachten, dass ein allgemeiner Vorbehalt zu Gunsten des Bundesrechts in

einer Initiative nicht genügt42 und der Auslegungsspielraum bei der als allgemeine Anre-

gung formulierten Initiative typischerweise grösser ist als beim ausformulierten Begehren.+s

tÏbergeordnetes Recht

Als übergeordnetes Recht hat eine kantonale Gesetzesinitiative das gesamte Bundesrecht,

das Völkerrecht, das interkantonale Recht und das Verfassungsrecht des betroffenen Kan-

tons zu beachten.++ Das Bundesrecht geht in seiner Gesamtheit dem kantonalen Recht vor.

Für die Kantone ist unmittelbar und nicht unmittelbar anwendbares Bundesrecht zu unter-

scheiden.+s Der unterschied besteht darin, dass Ersteres unmittelbar anwendbare Rechte

und pflichten unten den Bürgern und zwischen den Bürgern und dem Staat begründet,

während Letzteres nur Verpflichtungen für die Staatsorgane der Kantone begründet. Auch

nicht unmittelbares Bundesrecht bindet den kantonalen Gesetzgeber und ist damit Mass-

stab für die Gültigkeit einer Volksinitiative.+o

Eine kantonale Gesetzesinitiative kollidiert mit übergeordnetem Recht, wenn sie den glei-

chen Normbereich betrifft und dabei für das gleiche Problem eine andere Antwort als das

höherrangige Recht gibt.+z Zwar darf eine kantonale Initiative grundsätzlich andere Ziele

verfolgen, als es der allgemeinen Zielsetzung von Bundesrecht entspricht,4s wenn allerdings

zwischen den Zielen der Initiative und dem übergeordneten Recht ein unauflösbarer Wi-

derspruchbesteht, muss die Initiative ungültig erklärt werden.4e Damit werden eher hohe

Anforderungen gestellt, bis eine Volksinitiative als bundesrechtswidrig eingestuft werden

kann.

Ob die Sonderjagdinitiative mit den Vorgaben der eidgenössischen Jagd- und Waldgesetz-

gebung vereinbar ist, wird im Detail zu prüfen sein. Insbesondere ist zu klären, inwieweit

sich aus dem Bundesrecht Bejagungspflichten ergeben und ob diesen mit dem im Sinn der

Initianten revidierten Bündner Jagdgesetz nachgekommen werden könnte. Dabei sind die

vorstehend erläuterten Grundsätze und insbesondere auch die Auslegungsgrundsätze zu

beachten. Dagegen ist nicht ersichtlich, inwiefern die Sonderjagdinitiative gegen kantonales

Verfassungsrecht verstossen könnte.

BGE 129 I392, E 3.3.

a.a.O.

BGE rz5 I zgr rz4 I rr8 f.

Hangartner/Kl ey, Rz. 2tzz.

a.a.O.

Hangartner/Kl eY, Rz. zrzo.

BGE 12S I z3g f; rtr Ia 3rr.

BGE rz9 I392, E 3.3.
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z,S Durchführbarkeit

Art. t4Abs. r Ziff. S KV setzt voraus, dass eine Initiative durchfithrbcr sein muss. Dies gilt

von Bundesrechts wegen auch dann, wenn das kantonale Recht dies nicht ausdrücklich vor-

sieht.so Die Undurchführbarkeit sollte jedoch nicht leichthin angenommen werden.s' Auch

ein Anliegen, das sich nur schwer umsetzen lässt oder einer Ratsmehrheit als grob unver-

nünftig erscheint, ist durchführbar und muss deshalb dem Volk vorgelegt werden.s2 Un-

durchführbarkeit ist erst anzunehmen, wenn sich ein Vorhaben gegen Naturgesetze mit

Einschluss des Zeitablaufs richtet.ss Die praktischen Schwierigkeiten, die sich bei der Um-

setzung im Fall der Annahme ergeben würden, müssten unüberuindbar sein.s+ Die Ungül-

tigkeit kommt gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung deshalb nur in den offensicht-

lichsten Fällen (,,les cas les plus evidents") in Frage'ss

Das Bundesgericht fordert dabei, dass sich die Undurchführbarkeit in klarer Weise aus dem

Text der Initiative ergeben muss. Ähnlich der Rechtslage bei fraglicher Bundesrechtskon-

formität, muss die Initiative auch dann als gültig erklärt werden, wenn eine, aber nicht alle

Auslegungen durchführbar erscheinen.so Die Undurchführbarkeit wird vom Bundesgericht

deshalb mit deutlicher Zurückhaltung bejaht:

,,Kann dagegen bei einer nicht uöllig øbwegigen Auslegung des

Initiatiutextes die bestrittene Möglichkeit der Verwirklíchung

nicht als uöUig zweifelsfrei ausgeschlossen werden, so muss

der Entscheid über die Initiatiue dem Volk überlassen blei-

ben."sz

+B Daraus ergibt sich, dass ein verfassungsmässiges Recht darauf besteht, die Initiative dem

Stimmvolk vorzulegen, wenn sich die physikalische Undurchführbarkeit nicht zweifelsfrei

ergibt.se Auch hier muss deshalb der Grunds atz ,,in dubio pro populo" gelten.

Bei gegen Bauvorhaben gerichteten Initiativen geht die bundesgerichtliche Rechtsprechung

davon aus, dass Undurchführbarkeit nicht vorliegt, wenn mit dem Bau bereits begonnen

worden ist, aber dann anzunehmen ist, wenn das Bauwerk bereits fertiggestellt worden oder

49

BGE g+ I rz5; Bundesgericht, zz. April t983,2B¡l1983, 453; Hangartner/Kley,Rz' ztt4'

Hangartner/Kl ey, Rz. ztt4.

a.a.O.

a.a.O.

BGE rz8 I r9o, E. 5; siehe zum Ganzen auch Verwaltungsgericht Zärich, zz. September 2o1o' VB'2o1o.oo39o

8,4,

a.a.O.

a.a,O.

BGE gz I gSg.

Kölz, a.a.O., S. z5 m.w,H.
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zumindest sehr weit fortgeschritten ist.ss Deshalb erklärte das Bundesgericht eine Genfer

Volksinitiative als ungültig, die verlangt hatte, ein Stadionprojekt zu redimensionieren, weil

dies beim damaligen Fortschritt der Bauarbeiten ,,illusorisch" gewesen wäre.6o Bei Initiati-

ven, die innerhalb einer gewissen Frist bestimmte Massnahmen verlangen, ist allerdings re-

gelmässig davon auszugehen, dass solche Fristen blosse Ordnungsfristen darstellen.ó'

Massgebender Zeitpunkt für die Beurteilung der faktischen Durchführbarkeit ist nicht das

Datum, an welchem die Initiative eingereicht wurde, sondern es ist auf die Sachlage zur ZeiI

abzustellen, zu der die zuständige Behörde über die Zulässigkeit der Initiative entscheidet.6"

52

51 Die Sonderjagdinitiative wirft die Frage auf, ob es faktisch möglich ist, die Abschusspläne

für Hochwild ausschliesslich während einer maximal z5-tägigen Hochjagd im Septem-

ber/Oktober umzusetzen. Dabei ist zuerst zu klären, wie viel Wild von Bundesrechts wegen

in diesem Zeitraum zur Strecke gebracht werden müsste (mit anderen Worten: wie muss

ein bundesrechtskompatibler Abschussplan aussehen?)'0s Danach muss empirisch unter-

sucht werden, ob solche Abschusspläne faktisch durchführbar wären.

2.6 Vereinbarkeit mit dem Rückwirkungsverbot

Nach dem Grundsatz des Rückwirkungsverbots dürfen niemandem Verpflichtungen aufer-

legt werden, die ihm zum Zeitpunkt, als sich der Sachverhalt verwirklichte, nicht bekannt

sein konnten.6+ Dieses Verbot ergibt sich aus dem Grundsatz der Rechtssicherheit, der als

Teil des Rechtsstaatlichkeitsprinzips in Art. 5 BV verankert ist.6s Ausnahmsweise kann aber

eine Rückwirkung nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung zulässig sein. Dazu muss die

Rückwirkung im Gesetz ausdrücklich angeordnet oder nach dem Sinn des Erlasses klar ge-

wollt sein. Sie muss zudem zeitlich mässig und durch triftige Gründe gerechtfertigt sein,

darf keine stossenden Rechtsungleichheiten zur Folge haben und keinen Eingriff in wohl-

erworbene Rechte darstellen. 6ó

53 Die Sonderjagdinitiative will die Sonderjagd für die Zukunft abschaffen. Sie verletzt deshalb

das Rückwirkungsverbot nicht.

Bundesgericht, 17. April zoo4, SJ 2oo3 I, S. 17, E. 5 m.w.H'

BGE rz8 I19o, E. 5.2.b.3.

a.a.O.; siehe auch Bundesgericht, 19. Februar t975,Z'811975,387'

BGE rz8 I r9o E, S.1; 1rl1 Ia 354 E. ro.

Siehe dazu nahstehend, k.SZ ff .

Häfelin/Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, 6. A. Zürich 2o1o, Rz' 33o.

a.a.O.

BGE rz5 I r8z, E. zlblaa; tzzY 4o5 E. 3b/aa; rr9 Ia 254 E' 3b'
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2.7 Teilungültigerklärung

Nach Art. 14 Abs. z KV kann eine Initiative teilungültig erklärt werden, ,,falls dadurch der

Wille der Initiantinnen und Initianten nicht verfálscht wird und die Vorlage ein sinnvolles

Ganzes ergibt." Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung besteht ein Anspruch auf

Teilungültigerklärung, wenn

55

a) die ungültig erklärten Teile nicht zentrale Anliegen des Begehrens ausmachen;

b) der Rest in sich sinnvoll vollziehbar ist und

c) es angenommen werden kann, dass eine für das Zustandekommen einer Initiative

ausreichen de Zahl von Initianten dem Begehren auch in der gültig erklärten Fassung

zugestimmt hätte.oz

Die Sonderjagdinitiative umfasst im Wesentlichen nur ein Anliegen, nämlich die Abschaf-

fung der Sonderjagd. Die Frage einer Teilungültigerklärung stellt sich deshalb auf den ers-

ten Blick nicht, doch ist dieser im Zusammenhang mit den Folgerungen am Schluss des vor-

liegenden Gutachtens nochmals nachzugehen.

2.8 Fazit materielle Rechtmässigkeit und weiteres Vorgehen

Die Sonderjagdinitiative ist folgendermassen zu prüfen:

. In einem ersten Schritt ist zu klären, ob und welche Pflichten zur Regulierung des

Wilds das Bundesrecht kennt'
. Entsprechend muss der Kanton Graubünden seine Jagdpläne aufstellen'

. Danach muss empirisch untersucht werden, ob solche Abschusspläne mit einer ma-

ximal z5-tägigen Hochjagd in den Monaten September und Oktober faktisch durch-

fi)hrbor wären.
. Dabei ist zu beachten, dass die Hürde für die Annahme der Undurchführbarkeit von

Bundesrechts wegen sehr hoch ist.
, Zudem sind die Initiative und das übrige kantonale Recht bundesrechtskonform aus-

zulegen, um, soweit möglich, das bundesrechtlich gewünschte Ergebnis ohne Ungül-

tigkeitserklärung der Initiative zu erlangen.

Bundesrechtliche Vorgaben/Bundesrechtliche Bej agungspflichten

S6

B.

1

57

L.l

Jagd

Umfang der BundeskomPetenz

In der neuen Bundesverfassung ist die Jagd in M.Zg BV geregelt. Diese Vorschrift hat fol-

genden Wortlaut:

67 Hangartner/Kley,Rz' zt44 m.w'H.

t6l4o
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,,Der Bund legt Grundsötze fest über die Ausübung der Fische-

rei und der Jagd, ínsbesondere zur Erhaltung der Artenuielfalt

der Fische, der tuíIdlebenden Söugetiere und der VögeI."

Der Bund hat deshalb eine blosse Grundsatz- oder Rahmengesetzgebungskompetenz. Dies

war jedoch unter der alten Bundesverfassung nicht anders,68 auch wenn dies im Wortlaut

weniger deutlich zum Vorschein kam. Der Vollzug steht grundsätzlich den Kantonen zu.6e

Die Kantone treffen insbesondere die Wahl über das Jagdsystem (Pacht-/Revierjagd oder

Patentsystem).zo

Der Bundesrat hat tg76 zur Bundeskompetenz für das Jagdwesen unter der alten Bundes-

verfassung Folgendes erwogen:

,,Es handelt sich dabei um eine mit kantonalen Kompetenzen

konkurrierende, auf Grundsätze beschrtinkte Bundeskompe-

tenz [...], das heísst: der Bundesgesetzgeber muss sich darauf
beschrtinken, díe richtungsueísenden Linien zu ziehen, wäh-

rend die Einzelheiten den Kantonen überlassen bleiben.

Im allgemeínen bilden die gesetzlichen Grundsötze eine Min-
destordnung, uobei den Kantonen fi"eisteht, sie auszubauen.

Nach Artikel z5 BV ìst der Bund nur ermöchtigt, die Oberauf-

sicht auszuüben und Polizeiuorschriften zu erlassen. Das Bun-

desgesetz uom 10. Juni tgz5 über Jagd und Vogelschutz [...]
sagt ausdrücklich, dass die Kantone die Jagdberechtigung

ordnen und das Jagdsystem bestímmen [...]. Das [Bundesge-

setzl darf díe Ausübung der Jagd nur regeln mit dem Ziel, Wild

und Vö g el zu schützen."z'

Der letzte Satz ist wohl zu eng und gilt so unter der neuen BV nicht mehr. Zu Recht be-

zweckt denn das Jagdgesetz von 1986 gemäss Art. r Abs. r lit. c JSG auch die Begrenzung

der von wildlebenden Tieren verursachten Schäden an Wald und an landwirtschaftlichen

Kulturen auf ein tragbares Mass.

Marti, Art. Zg BV N 3, in: Ehrenzeller et a1., Die schweizerische Bundesverfassung - Kommentar, z. Aufl., Zürich

zooS (SG-Komm); ausdrücklich auch auf Gesetzesstufe in Art. 3 Abs' z JSG'

a.a.O.

a.a.O., N 6.

BBI tgZ6III rozr ff,, insb. ro36 ff.

68

69

7o

77
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1.2 Verbot der Jagd bundesrechtskonform?

Das JSG statuiert, dass die Kantone die Jagd zu regeln und zu planen haben.z2 Es stellt sich

die Frage, ob die Kantone dieser Pflicht auch durch ein Verbot der Jagd kommen können.

Mit anderen Worten: Müssen die Kantone die Jagd nur regeln und planen,falls sie die Jagd

zulassen? Oder müssen sie die Jagd zulassen und regeln und planen?

Die Frage ist deshalb wichtig, weil wohl kaum vertreten werden kann, es sei bundesrechts-

widrig, zu wenig Jagd zuzulassen (womit im Kern die Ungültigkeit der Sonderjagdinitiative

1993 begründet wurde), wenn ein Kanton die Jagd auch gänzlich verbieten darf.

Der St. Galler-Kommentar ist der Auffassung, dass das Bundesrecht die Jagd und die Fi-

scherei als kantonale Monopole zwar voraussetzt, nicht aber vorschreibt, dass sie ausgeübt

werden müssen.73 Auch Mahon vertritt die Meinung, dass es das Recht der Kantone sei, zu

entscheiden, ob die Jagd verboten oder zugelassen ist.z+

6+ Dem entspricht auch, dass die Botschaft zum JSG davon spricht, dass die Kantone die Jagd

regeln ,,sollen."zs Das Verb ,,sollen" legt nahe, dass die Regelung der Jagd zwar wünschens-

wert, aber nicht bundesrechtlich zwingend ist.

Tatsächlich wurde im Kanton Genf in einer Volksabstimmuîg tg74 die Jagd auf Verfas-

sungsebene gänzlich verboten; dieses Verbot ist bis heute in Kraft. Der entsprechende Gen-

fer Verfassungsartikel wurde durch die Bundesversammlung gewährleistetz6 und hat fol-

genden Wortlaut:

6S

,,1 Die Jagd auf Säugetiere und Vögel ist in allen ihren Ausges-

taltungen auf dem gesamten Gebiet des Kantons Genf uerbo-

ten.

2 Auf Stellungnahme einer ausVertretern der Tier- undNatur-
schutzuereinigungen gebildeten Kommission hin kann der

Staatsrat das Verbot auJheben, um eíne Selektion und eínen

besseren Gesundheitszustand der Tierw elt sicherzustellen oder

um schödliche Arten auszumer zen."77

Art,3Abs.tJSG.

Marti, Art. 79 BV N 6, SG-Komm'

Mahon, A,rt.Zg N 6, in: Mahon/Aubert, Petit Commentaire de Ia Constitution fédérale de la Conféderation suis-

se, Zurich zoo3.

Botschaft JSG, rzor.

Gewährleistungsbeschluss vom 17. Dez. t976,BBl tgZ6III 1547, Arl. t'Zlff ' 6'

SR 13r.z34.

6z

6g

73
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75

76

77
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Bei der Gewährleistung dieser Genfer Verfassungsänderung waren Bundesrat und Bundes-

versammlung der Auffassung, ein Verbot der Jagd sei bundesrechtsmässig. Dies deshalb,

weil es sich dabei um ein blosses Verbot der Privatjagd handelt; eine minimale Bestandsre-

gulierung findet auch im Kanton Genf statt, nämlich durch öffentliche Wildhüter.z8 Gemäss

Abs. z der eingefügten Verfassungsbestimmung ist der Staatsrat nämlich ermächtigt, das

Verbot unter gewissen Umständen aufzuheben, um damit Wildschäden vorzubevgenJe ZrL-

dem bestand bereits im alten Recht eine analoge Bestimmung zu Art. rz Abs. z JSG, wonach

die Kantone Einzelmassnahmen gegen Tiere anordnen können, die erheblichen Schaden

anrichten.so Im Übrigen konnten die Kantone schon damals und können heute gemäss Art.

rr Abs. + JSG Jagdbanngebiete ausscheiden, was nach Auffassung des Bundesrats für die

Bundesrechtmässigkeit eines kantonalen Jagdverbots sprach.s' Der Bundesrat war, wie der

Botschaft zu entnehmen ist, damals denn auch eher besorgt, dass Art. r78A Abs. z IflGE
zu sehr weitreichenden Abschüssen führen könnte, erwog aber, dass die Vorschrift bloss die

bundesrechtliche Möglichkeit von Einzelmassnahmen gegen besonders schädliche Tiere

wiederhole.s"

Auch wenn auch im Kanton Genf tz.4% der Fläche des Kantons mit Wald überdeckt sind

(im Gegensatzztt 26.7%oas in Graubünden), ist der Kanton Genf bezüglich Landschaftsstruk-

tur kaum vergleichbar mit dem Kanton Graubünden. Es wäre deshalb denkbar, dass das

weitgehende Genfer Jagdverbot in Kantonen mit anderer Landschaftsstruktur nicht bun-

desrechtmässig wäre. Zudem kennt auch der Kanton Genf Regulierungsabschüsse (,,tirs de

regulation"); diese werden durch öffentliche Wildhüter durchgeführt.s+ Sie betrafen in der

Vergangenheit v.a. die Wildschweinpopulation.ss Das Reh und in geringerem Masse auch

der Hirsch sind zwar im Kanton Genf mehr als zuvor präsent, Probleme scheint es damit

aber nicht gegeben zu haben.86

M.E. ist das Verbot der Jagd in Genf deshalb nur bundesrechtmässig, weil die relative Über-

schaubarkeit es ermöglicht, mögliche Überpopulationen durch öffentliche Wildhüter zu re-

gulieren. Im Wesentlichen läuft das Genfer Jagdverbot damit bloss auf ein Verbot der Prf-

uatlagdhinaus und nicht der Jagd als solcher. Diese Auffassung lässt sich auch mit der Lite-

ratur vereinbaren, die Jagdverbote zulassen will, wenn man davon ausgeht, dass damit ein

Siehe <http://etat.geneve.ch/dt/nature f chasse-27 4-zorr-3659.html>.

BBl, a.a.O., ro37.

Siehe nachstehend, Rz. 8z ff.

BBl, a.a.O.

a.a.O.

Office cantonal de la statistique (GE), Statistique de la superfìcie de la Suisse et population résidante, par can-

ton, <http://www.ge.ch/statistique/tel/domaines/o z I oz-oz lT -oz-oz-r-or.xls>,
Siehe <htþ://etat.geneve.ch/dt/nature f chasse-27 4-zorr-3659.html>.

a.a,O.

a.a.O.
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Verbot der Privatjagd gemeint ist (was sich aus dem kantonalen Regalrecht auch so ergibt),

aber nicht die generelle Weigerung eines Kantons, Wildbestände zu regulieren.

Grundzüge des Jagdgesetzes, insbesondere Verpflichtungen der Kantone

Dank den strengen Schutzbestimmungen, die das Bundes- und die kantonalen Jagdgesetze

seit dem späten 19. Jahrhundert enthalten, und einem Gesinnungswandel in der Bevölke-

rung und Jägerschaft konnten sich die Wildbestände, die bei der Gründung des Bundestaats

auf einem Tiefpunkt angelangt waren, erholen.sz Bei Erlass des neuen Bundesgesetzes vom

zo. Juni 1986 über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel (JSGlss *u-
ren die Wildbestände deshalb teilweise überhöht.es Damit kam nunmehr dem Problem der

Wildschäden eine erhöhte Bedeutung zu.so Gewisse Tierarten übernutzen ihren Lebens-

raum, was negative Auswirkungen auf Wald, Landwirtschaft und Artenvielfalt hat.s1 Hier

kann die Jagd zum nötigen Ausgleich beitragen.e'

Das JSG bezweckt gemäss seinem Zweckartikel (Art. r) unter anderem die Erhaltung von

Artenvielfalt und der Lebensräume von wildlebenden Säugetieren sowie die Begrenzung

der uon wildlebenden Tieren uerursschten Schäden øn Wald und an landwirtschaftlichen

Kulturen auf eín tragbares Mass.ss Das Gesetz bietet zwar wenig Anhaltspunkte, um das

,,tragbare Mass" zu quantifizieren. Durch die Verankerung dieses Gebots im Zweckartikel

erscheint es fraglich, ob es sich dabei überhaupt um ein justiziables Gebot handelt. Gemäss

Botschaft hat der Zweckartikel programmatischen Charakter;s+ das spricht gegen seine

Justiziabilität. Klar ist ungeachtet des programmatischen Charakters einese5: Eine kantona-

le Regelung, die dazu führen würde, dass mit dem übergeordneten Recht einunauflösbarer

Wider spruch b esteht, ist bundesrechtswidrig. eo

Deshalb wäre eine kantonale Regelung, die lenkende Einflussnahme auf die Vermeidung

von Wildschäden mittels Jagd uollstöndig ausschliesst, mit Art. r JSG i.V.m. Art. g JSG

nicht vereinbar. Aus letzterer Bestimmung ergeben sich weitere, klarere Konturen für den

kantonalen Gestaltungsspielraum (dazu nachfolgen d, P.z. 76)'

Botschaft zum JSG, BBI rg8S IItt97 1f., rr99 (,,Botschaft JSG").

SR 9zz.o.

Botschaft JSG, rr99.

Botschaft JSG, rzor.

a.a.O.

a,a.O.

Art. r Abs. 1lit. c JSG.

Botschaft JSG, rzoo.

So auch in meinem Gutachten vom 3' Juni 1994, S. 19.

Siehe vorstehend, Rz. 44.
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Weiter lassen sich Art. rz Abs. r JSG, wonach die Kantone Massnahmen zur Vermeidung

von Wildschaden treffen müssen, kaum klare Gebote entnehmen; er lässt den Kantonen

deshalb viel Spielraum.

Das wildbiologische Gutachten von Dr. Peter Meile vom 4. Juni 1994 geht dagegen davon

aus, dass unter dem tragbaren Mass in der Landwirtschaft jener Rahmen zu verstehen ist,

um den die jeweiligen Flächenerträge witterungsbedingt und im langjährigen Mittel

schwanken.eT Für dieses Kriterium findet sich im Gesetzestext keine Grundlage. Wie nach-

stehend erläutert wird, haben die Kantone nämlich einen erheblichen Gestaltungsspielraum

bei der Gestaltung der Jagd. Klare bundesrechtliche Vorgaben zum noch tragbaren Mass an

Wildschäd en am Wald finden sich dagegen in der Waldgesetzgebung.es

Nach Ansicht des Bundesgerichts und des Verwaltungsgerichts Graubünden bildet ,,die

konsequente BejagunE zwat das beste Mittel, um Wildschäden auf einem akzeptablen Ni-

veau zu halten."ss Daraus lässt sich aber nicht ableiten, dass die Kantone eine ,,konsequente

Bejagung" durchführen müssen und schon gar nicht, wie eine solche konkret aussehen soll-

te. Der kantonale Spielraum ist somit erheblich.

Weiter will der Zweckartikel eine ,,angemessene Nutzung der Wildbestände durch die Jagd"

gewährleisten.loo Aufgrund des Jagdregals der Kantone liegt es aber gänzlich im Ermessen

dieser, ob und wie sie die Jagd durch Private zulassen und ob sie die Wildbestände wirt-

schaftlich nutzen wollen. Andernfalls könnte der Kanton Genf die Privatjagd nicht gänzlich

verbieten.lol

Zentrale Vorschrift ist vielmehr Art. 3 Abs. 1 JSG, der die Kantone z:ur Regelung und PIa-

nung d.er Jagd. verpflichtet. Das Bundesgesetz stellt die Grundsätze auf, nach denen die

Kantone die Jagd zu regeln haben.lo2 Der Sinn von Art. 3 Abs. 1 JSG, der einzig von der kan-

tonalen Verpflichtung zur Jagdplanung spricht, ergibt sich aus der Entstehungsgeschichte

der Regelung: Gemäss Botschaft sollen die Kantone bei der Jagdplanung dafür sorgen, dass

eine artgemässe Verteilung der Alters- und Geschlechtsklassen sowie eine gute Kondítion

der Tiere erreicht u)erden.ros Weiter soll sich die Planung an den örtlíchen Verhältnissen

und dem Ausmass der Wildschäden anWald und an landwirtschaftlichen Strukturen ori-

entieren; gleichzeitig ist auch den Bedürfnissen des Naturschutzes Rechnung zu tragen.lo4

S. 4 des Gutachtens vom 4. Juni 1994'

Dazu nachstehend, Rz. 87 ff.

Bundesgericht, 19. Februar 2oo9, zC-4zzfzoo7 und zC-4+Zlzoo7, E. 4.4 bzw. Verwaltungsgericht

Graubünden, r. April zoo8, U o7 86, E. 6.

Art. r Abs. 1lit. d JSG.

Siehe vorstehend, Rz. 6r ff.

Art.rAbs.rJSG.

Botschaft JSG, rzor.

a.a.O,
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Die Kantone sollen möglichst kurze Jagdzeiten bestimmen; insbesondere beim Rothirsch

sei es gemäss Bundesrat bekannt, dass er auf lange Jagdzeiten ,,schlecht" reagiert; er wird

scheu und richtet dadurch in den Dickichten der Wälder umso grössere Schäden an.1o5 Eine

nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder und die natürliche Verjüngung mit standortgemäs-

sen Bäumen muss durch die Jagdplanung sichergestellt werden.lo6

Das Bundesrecht statuiert zwar im Grundsatz eine Jagdplanungs- und -regulierungspflicht.
Dabei geben Gesetz und Botschaft verschiedene Kriterien vor, die zu beachten sind, aber

keine klar abgrenzbaren Kriterien. Im Detail klare Bejagungspflichten lassen sich deshalb

dem JSG nicht entnehmen, wobei zumindest ein vollständiges Jagdverbot oder ein Verzicht

auf die Tierbestände regelnde Jagd oder Regelungen, welche die Wildschäden an Wald und

Landwirtschaft ausser Acht lassen, nicht bundesrechtskonform wären. Zudem gebietet das

JSG, dass es das vom Kanton gewählte Jagdsystem ermöglich muss, auf örtliche Besonder-

heiten angemessen zu reagieren.

Dennoch lassen sich Art. 3 Abs. r JSG klare Anwendungsregeln entnehmen: Die Jagdpla-

nung soll eine artgemässe Verteilung der Alters- und GeschlechterHassen bewirken und auf

eine gute Kondition der Tiere zielen. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass zwischen der Po-

pulationsgrösse und Kondition der Tiere ein Zusammenhang besteht. Mit zunehmender

Populationsgrösse nimmt die Menge an zugänglicher Nahrung je Tier ab, was mit einer

Schwächung der Kondition einhergeht. Folge ist dann eine erhöhte Anftilligkeit auf härtere

Umweltbedingungen (Wintersterben).

Aus Art. 3 Abs. r JSG lässt sich sodann der Grundsatz der nachhaltigen Jagdplanung ablei-

ten; die Bejagung soll nicht in irgendeiner Art und Weise erfolgen, sondern ,,optimal"roz. Die

Optimierung der Jagd bedingt, dass starke Schwankungen in der Population und damit

einhergehende Schwächungen der Kondition sowie ein übermässige Tiersterben bei härte-

ren äusseren Bedingungen vermieden werden. Der Nachhaltigkeitsgrundsatz kommt auch

darin zum Ausdruck, dass auf eine artgerechte Alterspyramide zu achten ist. Die Jagdpla-

nung dient einer Balance zwischen den zugänglichen Nahrungsressourcen und den Wildbe-

ständen. Dabei sollen nicht ein blosser kurzfristiger Ausgleich oder eine Korrektur gesucht

werden, sondern die Jagdplanung ist mittel- und langfristig zu optimieren.

Dies wird durch die geltende Anwendung der Jagdplanungsgrundsätze bestätigt, wie sie

vom BAFU in der Vollzugshilfe Wald und Jagd'os formuliert werden. Nebst dem Hinweis

zur Jagd als Grundlage für eine nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder im Sinn der eidge-

nössischen Gesetzgebung fîndet sich dort folgende Passage:

Botschaft JSG, rzo3 f.

Art. 3 Abs. r Satz 3 JSG; siehe auch nachstehend Rz. 88 ff.

Botschaft JSG, rzor.

Bundesamt für Umwelt BAFU, Vollzugshilfe Wald und Wild, Bern zoro (zit. ,,Vollzugshilfe Wald und Wild"), S'

10.
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,,Waldpflege und Basisregulierung des Wildes: Dìe Kantone

setzen die Rahmenbedingungen fi)r díe Waldpflege und -be-
wirtschaftung so, dass gute Bedingungenfur die Naturuerjün-
gung herrschen (2. B. genügend Licht) und die Wildhuftiere

ausreichend Lebensraumund Ruhefinden. Sie planen die Jagd

so, dass die Wíldbestände der Lebensraumkapazität angepasst

und b ezüglich Alter sklassenauþ au und Ge schlechteru erteilung

natürlich strukturiert sind. Auf mindestens 75 % der gesamten

Waldfläche sollen so die Verjüngungssolhaerte - im Schutz-

utald nach der Vollzugshilfe <Nachhaltígkeít im Schutzwald

Na¡S> gemessen und im übrigen Wald bezüglich der waldbau-

líchen Ziele begutachtet - ohne Wildschadenuerhütungsmoss-

nahmen err eicht w erden können."

Die Kantone müssen sodann den Schaden, den jagdbare Tiere an Wald, landwirtschaftli-

chen Kulturen und Nutztieren anrichten, angemessen entschädigen.'oe Das JSG geht zwar

gemäss Botschaft vom Grundsatz aus, dass Verhüten besser als vergüten sei;11o ob sich dar-

aus jedoch eine bundesrechtliche Pflicht zur Wildschadensverhütung durch wildbestands-

regulierende Jagd ergibt, ist eine andere Frage. Die subsidiäre Pflicht zur ,,angemessen Ent-

schädigung" von Wildschäden gemäss Art. 13 JSG legt vielmehr nahe, dass die Kantone ei-

nen gewissen Spielraum haben, inwiefern sie verhüúen und inwiefern sie vergüten wollen.

Dem entspricht auch der Gedanke des Art. t3 Abs. 3 JSG, demgemäss der Bund die Kantone

finanziell bei der Entschädigung von Wildschäden unterstützt, die durch eidgenössische

Jagdbanngebiete entstehen; auch hier muss entschädigt werden, wo durch den Verzicht auf

die Jagd das Wild Schaden anrichtet. Dem gleichen Gedanken folgend kennen Kantone mit

Pachtsystem typischerweise keine Pflicht des Pächters, das Jagdrecht auszuüben, sehen

aber eine Schadenersatzpflicht des Pächters für Wildschäden vor, die dadurch entstehen,

dass der Pachtjäger ungenügend gejagt þ¿1.rrr Schliesslich können Kantone Jagdbanngebie-

te ausscheiden;", schon deshalb sind Bejagungspflichten nur mit Vorsicht anzunehmen,

denn der betroffene Kanton könnte ja ein Gebiet jederzeit auch zum Jagdbanngebiet erklä-

ren.

Die Kantone sind aufgrund von Art. rz Abs. z JSG ermächtigt, jederzeit Massnahmen gegen

einzelne geschützte oder jagdbare Tiere, die erheblichen Schaden anrichten, anzuordnen

oder zu erlauben (Einzelmassnahmen)."s Dabei dürfen nur Jagdberechtigte und Aufsichts-

organe mit der Durchführung dieser Massnahmen beauftragt werden.tt+ Zur Anordnung

Art,13Abs.rJSG:

Botschaft JSG, rzrr.

Vgl. bspw. $ 45 Zürcher Gesetz vom 12. Mai rg69 über Jagd und Vogelschutz, LS 9zz.r.

Art, rr Abs. 4 JSG.

Art. rz Abs. z Satz r JSG.

Aft. 12 Abs. z Satz z JSG.
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dieser Einzelmassnahmen gemäss Art. rz Abs. z JSG hat das Bundesgericht Folgendes er-

wogen:

,,Eine Massnahme kønn nur als Ausnahme im Sinne uon

Art.12 Abs. z JSG qualifizíert werden, u)enn sie sich einzig auf
abgesonderte und eínzelne Tiere bezieht. Es ist daran zu erin-

nern, dass nach dem Willen des Gesetzgebers umso strengere

Voraussetzungen gelten müssen, Llenn das betroffene Tier zu

einer geschützten und nicht zu einer jagdbaren Art gehört. Das

Bundesamt fi)r Umtaelt ist der Ansicht, dass sich eine ausser-

ordentlíche Mo.ssnahme nícht auf mehr als ungffihr to% des

fortpflanzung sfiihig en Bestandes einer bestimmten Art bezíe-

hen darf. Diese Begrenzung, die übrigens nicht einer Weisung

des Bundesamtes entspricht, hat keínen absoluten Charakter.

Es handelt sich um eine blosse Grössenordnung, die auf jeden

FaII beí einer geschützten Art indessen als Richtwert dienen

kenn."tts

Damit sind ro% des fortpflanzungsfähigen Bestandes einer bestimmte¡ {È16 (ftir nicht

geschützte Arten, nur darum geht es bei der Sonderjagdinitiative) ein Richtwert dafür, was

noch als Einzelmassnahme i.S.v. Art. rz Abs. z JSG qualifiziert werden kann. Diese Grenze

dient als Anhaltspunkt dafür, ob Art. rz Abs. z JSG bei einer allfälligen Annahme der Initia-

tive genügend Handhabe bieten würde, um gegen Überbestände von nicht-geschütztem

Wild vorzugehen, das nicht während der ordentlichen Hochjagd im September/Oktober zur

Strecke gebracht werden kann. Entgegen dem Wortlaut des Gesetzes kann sich eine solche

Massnahme nicht nur gegen ,,einzelne" Tiere richten, sofern die Zielgruppe klar abgrenzbar

ist. Es müssen aber die anvisierten Tiere sein, die für den erheblichen Schaden verantwort-

lich sind; nach den wildtierbiologischen Erkenntnissen ist eine Identifikation der Tiere oder

der Zielgruppe jedoch nicht möglich. Eine allgemeine Bestandsregulierung - als Ergänzung

zu einer ungenügenden Jagdplanung bzw. als deren Korrektur - darf mit einer solchen

Massnahme nicht durchgeführt werden. Vorliegend scheidet diese Massnahme nach den

wildbiologischen Feststellungen als Korrektiv jedoch aus (Gutachten Robin, S. g+).

Das Bundesgericht hat zudem erwogen, dass eine Massnahme nicht unter Art. rz Abs. z

JSG fällt, wenn sie nicht ermöglicht , die Zahljagdbarer Tiere zu schätzen, noch garantiert,

dass die übermässig hohe Anzahl der von den Fischzuchtanstalten (die mit einer Sonderbe-

willigung zur Jagd von Graureihern ermächtigt wurden) in den vorangegangenen Jahren

getöteten Vögel nicht noch überschritten wird. Art. rz Abs. z JSG kann als direkt anwend-

BGE 136 II ror = Pra 99 (zoro) Nr. 94, E. 5.5.

Nach telefonischer Auskunft des Bundesamts für Umwelt vom 8. Oktober zor3 gilt dieser Richtwert für alle

Tierarten, somit auch Schalenwild, als Richtgrösse zur Abgrenzung von Einzelmassnahmen und Bestandesregu-

lation,
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bare bundesrechtliche Norm aufgrund der derogatorischen Kraft des BundesrechtsllT vom

kantonalen Recht nicht verdrängt werden. Art. rz Abs. z JSG ist darum in den Vorschlag

der Initiative für Art. rr Abs. r KJG hineinzulesen. Der Satzteil ,,auf alle Fälle während der

ordentlichen Hochjagd" ist entsprechend unter Vorbehalt der Möglichkeit von Einzelab-

schüssen im soeben dargelegten Ausmass nach Art. rz Abs. z JSG zu lesen.

Schliesslich legt das JSG auch Schonzeiten für die einzelnen Wildarten fest; deshalb ist bei-

spielsweise die Jagd auf den Rothirsch vom 1. Februar bis zum 3r. Juli von Bundesrechts

wegen verboten.ll8

Im Ergebnis schreibt das JSG kaum konkrete Bejagungspflichten vor. Die Kantone müssen

die Jagd zwar planen und erhalten vom Bundesrecht dazu einige Kriterien; welche konkre-

ten Massnahmen sie aber genau zum Schutz vor Wildschäden treffen und wann diese als

nicht mehr tragbar betrachtet werden müssen, sagt das Gesetz aber nicht. Immerhin

schreibt das Gesetz aber vor, dass bei der Jagdplanung die örtlichen Verhältnisse zu berück-

sichtigen sind."g Ein bundesrechtskonformes Jagdregime muss deshalb im Stande sein,

hinreichend auf örtliche Besonderheiten einzugehen. Zudem ergibt sich aus der Entste-

hungsgeschichte von Art. 3 Abs. r JSG sowie dem Zusammenhang dieser Regelung mit
Art. r Abs. r JSG und der seitherigen Praxis (wie sie in der Vollzugshilfe des BAFU Ausdruck

findet), dass die kantonale Jagdplanung zu optimieren ist hinsichtlich konditionell gut auf-

gestellter Tierpopulationen und auf eine artgerechte Alters- und Geschlechterverteilung zu

achten ist. Zudem sind Wälder und landwirtschaftliche Flächen vor Zerstörung zu schützen.

Wald

Dem Wald ist mit Art.ZZ BV ein eigener Verfassungsartikel gewidmet. Er gibt dem Bund

den Auftrag, die Schutz-, Nutz- und Wohlfahrtsfunktionen des Waldes zu erhalten

(Art.ZZ Abs. r B:V). Zt diesem Zwecklegt er gemäss Abs. z die Grundsätze über den Schutz

des Waldes fest und fördert gemäss Abs. g Massnahmen zur Erhaltung des Waldes.

Das Bundesgesetz vom 4. Oktober r99r über den Wald (Waldgesetz, WaG)"o soll gemäss

seiner Zweckbestimmung in Art. r Abs. r den Wald in seiner Fläche und in seiner räumli-

chen Verteilung erhalten und ihn als naturnahe Lebensgemeinschaft schützen; weiter soll es

dafür sorgen, dass der Wald seine Funktionen erfüllen kann;121 seine Funktionen sind be-

reits in der Verfassung erwähnte Schutz-, Wohlfahrts- und Nutzfunktion.l22

Art.49 BV.

Art,5Abs.rlit.aJSG,

Art.gAbs.rSatzzJSG.

SR 9zr.o.

Art. 20 Abs. r WaG,

Art,rAbs.rlit.cWaG.
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Das eigentliche Leitmotiv der Waldgesetzgebung ist der Nachhaltigkeitsgrundsatz, der sich

in Art. zo Abs. r WaG findet.'r3 Er besagt, dass der Wald nur so weit genutzt werden darf,

wie es die Selbsterneuerungskraft des Waldes erlaubt, so dass er seine Funktionen auch

künftig und langfristig uneingeschränkt erfüllen kann.124

Das Waldgesetz enthält spezifîsche Bestimmungen zu Wildschäden und deren Verhütung.

Gemäss Arl. z7 Abs. z WaG,

,,regeln [die Kantone] den Wildbestand so, døss die Erhaltung

des Waldes, insbesondere seine natürliche Verjüngung mit

standortg er echten B aumarten, ohne Schutzmas snahmen g esi-

chert ist. Wo dies nicht möglichist, treffen sie Massnahmen zur

Verhütung uon Wildschäden".

Damit wiederholt Art. z7 Abs. z WaG die Forderung des JSG nach einer natürlichen Ver-

jüngung mit standortgemässen Baumarten.rzs Die Vorschrift erscheint aber - im Gegensatz

zum JSG - nicht im Zweckartikel und ist auch sonst verbindlicher formuliert. Es fragt sich

allerdings, wie der Satzteil ,,wo dies [d.h. die Regelung des Wildbestands] nicht möglich ist"

zu verstehen ist. Nach der einen Auslegung kann die Unmöglichkeit nur eine faktische sein.

Nach einer anderen Auslegung kann die Unmöglichkeit aber auch eine rechtliche sein. Man

denke dabei etwa an den Kanton Genf, wo die Jagd verboten ist oder, im Fall der Annahme

der Sonderjagdinitiative, auch den Kanton Graubünden, wo eine adäquate Bejagung unter

Umständen nicht immer möglich sein könnte.

92 In der bundesrätlichen Botschaft zu Art. zTWaG heisst es:

,,Ein besond,eres Problem der wa.lderhaltung, das in Absatz e

geregelt wird., bitd.en die in uielen Teilen der Schweiz, insbe-

sondere in den Alpen und Vorolpen, zn hohen Wildbestönde.

Verbíss- und. Fegeschöden, uerursacht durch zu hohe Bestände

an Rehen, Gemsen, Rothirschen und zum Teil sogor an stein-

böcken, geftihrd.en oder uerunmöglichen sogar das AuJkom-

men der Verjüngung im WaId.

Der Erhaltung d.es Waldes mit seinen uieffiltigen Funktionen

muss ind.essen uor jener übersetzter Wildbestönde Vorrang

eingertiumt werden. Die Køntone haben daher, als Verant-

wortlíche fi)r die Regelung der Jagd, dafur zu sorgen' dass die

Verjüngung der WäId.er auf notürliche Weíse sichergestellt ist'

Dies ist uor allem an steilen Lagen im Gebirge uon Bedeutung,

Siehe dazu auch Vallender, Art. 73 BV N 38, SG-Komm'

BGE 114 Ib zz4, E. to/3b/dd.

Art.gAbs.rSatz3JSG.

723
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uto die Einzäunung als Mittel zur Wildschadenuerhütung we-

gen Schneedruck und Steinschlag nicht angewendet werden

kann. In fur das Witd besonders günstigen Wintereínständen

oder andern günstigen Orten werden jedoch Wildschöden aus

Gründen der Konzentration und hohen Dichte nie gänzlich zu

uermeiden sein, so dsss dort besondere Schutzmqssnahmen zu

ergreifen sind (Biotop-Hege, Eínzäunung, Einzelschutz, Ein-

zelab s chus s schadenstiftender Tier e usw.).

Die Bejagung der wildbestönde ist gestützt auf Bestondeserhe-

bungen zu planen und durchzufi)hren. Die entsprechenden ge-

setzlíchen Grundlagen fínden sich im Bundesgesetz uom 20.

Juni tg86 über die Jagd und den schutz wildlebender söuge-

tiere und Vögel (SR gzz.o, Art. 3 und 72)."t2ø

Für eine Bejagungspflicht spricht auch Art. 3r Waldverordnung (WaV),"2 der Art. z7 Abs z

WaG konkretisiert, demzufolge gilt:

,,1 Treten trotz Regulierung der wildbestände wildschöden

auf, so ist ein Konzept zu ihrer Verhütung zu erstellen'

z Das Konzept umfasst Massnahmen zur verbesserung der Le-

bensröume (Biotop-Hege), den schutz des wildes vor störung,

den Abschuss einzelner schadenstiftender Tiere sowie eine Er-

folgskontrolle.

g Es ist Bestandteil derforstlichen Planung."

Damit geht die Verordnung davon aus, dass Schutzmassnahmen sekundär zur Bejagung

sind (,,trotz Regulierung der Wildbestände"). Die Regulierung der Wildbestände ist deshalb

eine kantonale Pflicht.

Hierzu äussert sich das BAFU in seiner Vollzugshilfe Wald und Wild wie folgtl'8:

,,Basisregulierung des Wildes als Grundlage: Die Tragekapazi-

töt eines Lebensraums fi)r das Wild ldsst sich einerseíts durch

eine Reduktion der Nachfrage (Regulierung der Wildbestönde)

und ondererseits durch eine Erhöhung des Äsungs-Angebots

(Biotophege) positiu beeinflussen. Eine Erhöhung des Angebots

reduziert qber nur dann den Wildeinfluss auf die Walduerjün-

BBI 1988 III 173 ff., zoo.

Verordnung über den Wald vom 3o. Novembet t992, SR 9zr'or'

Vollzugshilfe Wald und Wild, S. rr'

t26
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gung, weÍut rz';ìcht gleíchzeítíg díe Wildbestände ø:n-

usschsen. Die Basisregulierung des Wildes ist deshalb die

Grundlage und die Voraussetzung fi)r weiteffihrende Mass-

nahmen wie die Bíotopheg e."

Am Bestand des Walds besteht ein öffentliches Interesse, das zwingend in natura erfüllt

werden muss. Im GegensatzzttWildschäden am Kulturland können Wildschäden am Wald

nicht durch Geldleistungen entschädigt werden. Die Kantone haben zwar einen gewissen

Spielraum, wie sie das Verhältnis von Schutzmassnahmen und Bejagung gestalten wollen.

Schutzmassnahmen und Bejagung sind jedoch nur bis zu einem gewissen Grad substituier-

bar, Dies aus folgendem Grund: Die Tragekapazität des Waldes für das Wild lässt sich ei-

nerseits durch die Reduktion der Nachfrage (d.h. Regulierung des Wildbestands durch Be-

jagung) oder durch die Erhöhung des l\sungsangebots (Biotophege) positiv beeinflussen."s

Die Erhöhung des Angebots erhöht aber nur dann die Tragkapazität des Waldes, wenn nicht

gleichzeitig die Wildbestände anwachsen; die Basisregulierung des Wilds muss deshalb

Grundlage und Voraussetzung für weiterführende Massnahmen, wie die Biotophege, sein.l3o

Eine Substitution durch Entschädigungszahlungen ist nicht möglich; deshalb ist davon aus-

zugehen, dass das Waldgesetz den Kantonen konkrete Bejagungspflichten und -ziele aufer-

legt.

Gemäss Art. z7 Abs. z Satz r WaG ist das tragbare Mass an Wildschäden dann überschrit-

ten, wenn die natürliche Verjüngung mit standortgerechten Baumarten ohne Schutzmcss-

nahmen nicht mehr gesichert ist. In diesem Fall muss der Kanton von Bundesrechts wegen

zwingend die Bejagung des Wilds intensivieren. Ziel muss sein, dass die Selbsterneuerungs-

kraft des Waldes nicht geschmälert wird's'und er seine Funktionen (Schutz-, Wohlfahrts-

und Nutzfunktion) dauernd und uneingeschränkt erfüllen kann.132

Das wildbiologische Gutachten von Dr. Peter Meile vom 4. Juni 1994 geht mit dem Wort-

laut von Art. z7 WaG ebenfalls davon aus, dass die natürliche Verjüngung mit standortge-

rechten Baumarten ohne Schutzmassnahmen gesichert sein muss.133 Er geht weiter davon

aus, dass die Waldverjüngung auf mindestens 7o%o der Waldfläche ohne besondere Schutz-

massnahmen sichergestellt werden kann.134 Dies ist aufgrund einer neueren Betrachtung zu

verifizieren und es müsste - angesichts der tendenziell verschärften Anforderungen an die

Bundesrechtswidrigkeit einer Volksinitiative - empirisch unterlegt sein.

Vollzugshilfe Wald und Wild, S. rr.

a.a.O.

Siehe vorstehend, Rz. 88.

Art. 20 Abs. r WaG.

S. 4 des Gutachtens vom 4 Juni 1994

a.a.O., S.4.
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In ähnlicher Weise geht das Bundesamt für Umwelt (BAFU) davon aus, dass die Schadens-

schwelle dann erreicht ist, wenn auf mehr als z5 o/o der Waldfläche des Kantons die Verjün-

gungssollwerte ohne Wildschadensverhütungsmassnahmen nicht erreicht werden kön-

nen.13b Ist die Schadensschwelle erreicht, muss nach Auffassung des BAFU ein kantonales

Wald-Wild-Konzept erstellt werden.'Só

Aus dem Gesetzestext lässt sich ein bestimmter Grenzwert nicht direkt ableiten; zudem

räumt das Gesetz den Bundesvollzugsbehörden auch keine Kompetenz ein, einen solchen

festzulegen. Deshalb ist davon auszugehen, dass den Kantonen hier ein gewisser Ermes-

sensspielraum zukommt. Dem entspricht auch, dass das BAFU seine Empfehlung als ,,Voll-

zugshilfe" bezeichnet. Ein rechtsverbindlicher Charakter kommt der Empfehlung nicht zu.

Dennoch zeigt die z5 %-Schwelle, dass hier von einem Konsens der Eidgenössischen und

kantonalen Behörden auszugehen ist, der bei der Auslegung von Art. z7 Abs. r WaG nicht

übergangen werden kann. Gegenwärtig liegt der Wert im Kanton Graubündenbei t7%o, mit-

hin noch deutlich unter der vom BAFU postulierten Schwelle. Dies legt den Schluss nahe,

dass die vom BAFU postulierte Schwelle eher im oberen Bereich liegt, was der Rücksicht-

nahme einer Bundesbehörde auf kantonale Spielräume denn auch entspricht.

Aus d,er Logik des Waldgesetzes und der Waldverordnung ergibt sich, dass die Basisregulie-

rung der Wildbestände zwingend durch Bejagung erfolgen muss. Damit gemeint ist, wie die

Vollzugshilfe treffend erläutert, dass die Kantone die Jagd grundsätzlich so planen, dass die

Wildbestände der Lebensraumkapazität angepasst und bezüglich Altersklassenaufbau und

Geschlechterverteilung natürlich strukturiert sind'$z

Darüber hinaus dürfen die Kantone bis zu einem gewissen Grade, und soweit praktikabel,

die Bejagung extensiuieren und durch Schutzmassnahmen substítuieren, denn Art. z7 Abs'

z Satz z WaG und Art. 3r Abs. r WaV sehen die Möglichkeit vor, dass Schutzmassnahmen

getroffen werden sollen, wenn die (fachgerecht durchgeführte) Regulierung der Wildbe-

stände nicht zum gewünschtenZielführt. Zudem dürfen die Kantone auch Jagdbanngebiete

ausweisen.rss Es ist auch zu beachten, dass es wohl eine gewisse Bandbreite von wissen-

schaftlich vertretbaren Auffassungen darüber gibt, wie hoch die Lebensraumkapazität einer

gewissen Region ist. Eine zu strikte Auslegung würde zu stark in die kantonale Kompetenz

zur Regulierung der Jagd eingreifen.

Es geht im Rahmen der Waldgesetzgebung nicht darum, eine aus wissenschaftlicher Sicht

optimale Wald- und Wildpolitik zu definieren, sondern darum, das bundesrechtliche Mini-

malziel einer natürlichen Verjüngung mit standortgerechten Baumarten zu gewährleisten.

Wenn der kantonale Gesetzgeber dazu einen umständlichen Weg wählt, ist das sein Recht,

Vollzugshilfe Wald und Wild, S. 13.

a.a.O.

Vollzugshilfe Wald und Wild, S' rr.

Art. rr Abs. 4 JSG.
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solange er das bundesrechtlich vorgegebene Ziel der natürlichen Verjüngung des Waldes

mit standortgemässen Baumarten erreicht und die Basisregulierung des Wilds durch Beja-

gung erfolgt.

Im Ergebnis ergibt sich aus dem Waldgesetz ein verpflichtender Bejagungsauftrag für die

Kantone. Das ist schlüssig, denn gemäss Art. 77 Abs. r BV hat der Bund einen uerfossungs-

rechtlichen Auftrag, den Wald zu schützen, wohingegen das JSG den Kantonen mit Rück-

sicht auf die kantonalen Jagdregale einen sehr weitreichenden Spielraum einräumen

muss.139

Fazit Bundesgesetzgebung Wald und Jagd

Das JSG sieht Bejagungspflichten als Regulierungsinstrument für die Populationsbestände

vor. Dies mit dem Zíel, eine artgerechte Alters- und Geschlechterstruktur zu erreichen und

die Kondition der Population zu stärken, Die Jagdplanung hat sich nicht an einem Mini-

mum zu orientieren, sondern soll optimal verlaufen - dies mit dem Ziel einer nachhaltigen

Bewirtschaftung der Tierbestände und zur Sicherung der natürlichen Verjüngung des Wal-

des.

Die Kantone müssen die Jagd zwar planen und erhalten vom Bundesrecht dazu einige Kri-

terien, welche Massnahmen sie aber genau zum Schutz vor Wildschäden treffen und wann

diese als nicht mehr tragbar betrachtet werden müssen, sagt die eidgenössische Jagdgesetz-

gebungjedoch nicht.

Dagegen ergibt sich aus der Waldgesetzgebung die Pflicht, durch Bejagung sicherzustellen,

dass die natürliche Verjüngung mit standortgerechten Baumarten gesichert ist. Diese hat

primär durch Bejagung zu erfolgen, subsidiär können die Kantone auf andere Schutzmass-

nahmen zurücþreifen.

Das Jagdrecht des Kantons Graubünden

Geltendes Recht

Die neue Kantonsverfassung vom 18. Mai zoo3 äussert sich nur in einer Vorschrift zur Jagd

und zwar in Art. 8S Abs. t Ziff.3 KV, demgemäss das Jagdregal dem Kanton zusteht. Das

Jagdregal meint das ausschliessliche Recht zur Nutzung (und dessen wirtschaftliche Ver-

wertung).uo Der Kanton kann das Nutzungsrecht selbst wahrnehmen oder auf Dritte über-

tragen.r+r Der Wald fìndet in der Kantonsverfassung keine Erwähnung.

Siehe vorstehend, Rz. 57 ff.

Art. 85 Abs. 3 Satz r KV.

Art. 85 Abs. 3 Satz z KV.

C.
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Gemäss Art. r Abs. z KJG regelt und plant der Kanton die Jagd. Er gewährleistet eine an-

gemessene Nutzung der Wildbestände unter Berücksichtigung der Anliegen der Wald- und

Forstwirtschaft sowie des Natur- und Tierschutzes.

Der Kanton Graubünden verleiht die Jagdberechtigung nach dem Patentsystem.t4z Es wer-

den folgende Jagdarten unterschieden: Hocþagd, Steinwildjagd, Niederjagd, Pass- und Fal-

lenjagd.'+s Ziel der Planung der Jagd ist die Erhaltung von gesunden, den örtlichen Verhält-

nissen angepassten und natürlich strukturierten Wildbeständen. Gestützt auf Erhebungen

über die Bestände der jagdbaren Arten werden Abschusspläne erstellt. Diese legen die An-

teile fest, welche den Beständen zu entnehmen sind.'++ Die Regierung kann das dem Einzel-

nen zustehende Abschusskontingent festlegen, wobei die unterschiedlichen Verhältnisse

nach Region und Wildart berücksichtigt werden können.us Im Interesse einer artgerechten

Bejagung, zur Anpassung der Bestände an die Tragfähigkeit des Lebensraums und zur Be-

grenzung der Wildschäden können die einzelnen Jagdarten unterteilt werden.46

Die Regierung legt die Jagdzeiten innerhalb eines relativ engen gesetzlichen Rahmens

fest.147 Nach einer im Jahr 2006 abgeschlossenen Gesetzesrevisionqs wird die Jagd in zwei

Stufen durchgeführt. In der ersten Phase sollen innert möglichst kurzer Zeit in den Zeiten

gemäss Art. rr Abs. z KJG die Abschusspläne erfüllt werden. Diese Abschusspläne legen de-

tailliert fest, in welchen Bezirken wie viele Tiere erlegt werden sollen.l4e Werden diese Ab-

schusspläne nicht erfüllt, kann die Regierung Sonderjagden anordnen.lso Dabei kann sie

aufgrund der Zahl des zu erlegenden Wildes und der Grösse des Jagdgebietes die Gültigkeit

des Jagdpatentes auf bestimmte Gebiete beschränken; ebenso kann sie die Anzahl der

Jagdpatente begrenzen.tst

Die Regierung begründet die Notwendigkeit von Sonderjagden damit, dass die Feinregulie-

rung der Hirsch- und Rehwildbestände eine ergänzende Sonderjagd im Spätherbst erforde-

re, da die Hochjagdstrecke regional unterschiedlich hoch ausfallen könne und jährlich be-

trächtliche Schwankungen aufweise.'s, Mit Hilfe der Sonderjagd könnten die regionalen

Unterschiede und Begebenheiten, die nach der Hochjagd bestehen, gut berücksichtigt wer-

Art, g KJG.

Art. +Abs. r KJG.

Art. zo Abs. 3 KJG.

Art. 20 Abs. + IUG.

Art.+Abs.zKJG.

Art. rr Abs. r KJG.

Volksbeschluss vom 24. September zoo6; in Kraft r. Januar zoo7.

Siehe Anhang I Jagdbetriebsvorschriften zor3,

http://www.gr.ch/DE/institutionen/verwaltung/bvfd/ajf/Gesetzesdokumente/o3-d-it-Anhangr-AP.pdf.

Art, rr Abs. 4 KJG.

Art. rr Abs. 5 KJG.

Botschaft 2oo5,t244.

r42

143
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145

t46

r47

r48

r49

150

151
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den. Bei der Beratung im Grossen Rat hat die Regierung zudem ausgeführt, dass der Zeit-

punkt der Hochjagd im September aus einer Zeit kommt, als v.a. Gämsen bejagt wurden

und für das Hirschwild an sich nur mässig geeignet sei.rse Dazu kommt, dass das Hirschwild

oftmals erst nach Beendigung der ordentlichen Hochjagd ins freie Jagdgebiet zieht, weil es

im Nationalpark, in Bundes- oder kantonalen Wildschutzgebieten oder ausserhalb der Kan-

tonsgrenze Zuflucht fand.'s+ Dies führte dazu, dass im Zeitraum tg72-tggg 17% des Hirsch-

wilds während der Sonderjagd zur Strecke gebracht wurde, in einigen Gebieten gar bis zu

39o/o'tss

Das Jagdpatent berechtigt ,,grundsätzlich" zur Jagdausübung im ganzen Kanton.ls6 Das

Wort ,,grundsätzlich" legt nahe, dass von diesem Grundsatz in Ausnahmefällen auch abge-

wichen werden kann. Gleichermassen kann die Regierung gemäss Art. zo Abs. 5 KJG das

dem einzelnen Jäger zustehende Abschusskontingent festlegen. Dabei kann die Regierung

die unterschiedlichen Verhältnisse nach Region und Wildart berücksichtigen. Deshalb wäre

es für die Regierung möglich, die Ausübung des Jagdrechts während gewisser Zeiträume

der Hochjagd aufgrund jagdplanerischer Erwägungen auf Teile des Kantons zu beschrän-

ken, um regionalen Ungleichgewichten Abhilfe zu schaffen. Diese Vorschrift wäre bei einer

allf?illigen Annahme der Sonderjagdinitiative ggf. bundesrechtskonform,'sz d.h. weit, auszu-

legen. Zudemkann die Regierung sog. ,,Störaktionen" anordnen, um das Wild in gewünsch-

te Räume zu leiten.'se Diese Möglichkeiten sind wichtig um zu beurteilen, inwiefern auch

ohne Sonderjagd auf regionale Besonderheiten eingegangen werden kann. Denn die Mög-

lichkeit zur Steuerung der ordentlichen Hochjagd wird von der Sonderjagdinitiative nicht

angetastet. Es fragt sich aber, ob dies hinreichend ist, um der bundesrechtlichen Pflicht, bei

der Jagdplanung auf die örtlichen Verhältnisse Rücksicht zu nehmen, zu entsprechen.'sr

Dies wird durch das wildbiologische Gutachten zu klären sein.

Die Jagdverordnung enthält zudem eine Definition des ,,tragbaren Wildschadens". Für den

Wald wird in Art. I Abs. r KJV Art. z7 .ilbs. z WaG wiederholt. In Art. 8 Abs. z KJV wird

spezifiziert, dass

,,[d.]ie Einwirkungen [...] tragbar [sind], tDenn regional øuf

mindestens 75 Prozent der waldflöche die notürliche verjün-

gung mit standortgemässen Baumarten gewöhrleistet ist"'

Grossratsprotokoll zoo6, 947.

Botschaft 1994, S38,

Botschaft t994,539.

Art.6Abs.3KJG.

Siehe vorstehend, Rz. 38 ff.

Vgl. Jagdbetriebsvorschriften zor3, I'4.3.

Art.SAbs.rSatzzJSG.
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rt6 Für die Landwirtschaft wird in Art. 9 Abs. z KJV festgelegt, dass der Wildschaden übermäs-

sig ist, ,,wenn in einer Region der Ertragsausfall auf mehreren Flächen mehrmals t 5 Prozent

übersteigt."

Lr7 Diese auf Verordnungsstufe festgelegten Werte sind für den kantonalen Gesetzgeber, und

damit auch für die Sonderjagdinitiative, nicht verbindlich. Sie können unterschritten wer-

den. Massgeblich ist allein, was bundes- und ggf. kantonalverfassungsrechtlich vorgeschrie-

ben ist.

z. Früheres Recht

Mit der Gesetzesrevision aus dem Jahr zoo6 wurde vom sog. Dreistufen-Konzept Abstand

genommen. Gemäss diesem Konzept konnte nach Abschluss der ordentlichen Hochjagd

und vor dem Anordnen einer Sonderjagd die Hauptjagd für eine beschränkte Zeit wieder

aufgenommen wurde. Tatsächlich wurde von dieser Möglichkeit auch vor Abschaffung nie

Gebrauch gemacht, 16o v¡flþ¡s¡fl die Anordnung einer Sonderjagd seit deren Einführung die-

ser die Regel war.

D. Vergleich mit anderen Kantonen

Bern und Wallis

Aufgrund einer vergleichbar grossen räumlichen Ausdehnung und teilweisen Lage im

Hochgebirge drängt sich ein Vergleich mit der Jagdgesetzgebung in den Kantonen Bern und

Wallis auf.

1

L2l

Botschaft Revision KJG, Heft Nr. r4 /zoo5 - zçl¡16,5. rz35 ff. (Botschaft zooS), rz44f .

Art. rr Abs.z lit. a KJG.

119 Mit der Gesetzesrevision wurde der Zeitraum, in dem die Hochjagd stattfindet, ein wenig

flexibilisiert: anstatt fixer Daten im Gesetz ordnet die Regierung nun eine höchstens zt-

tägige Hochjagd an. Es besteht die Möglichkeit, einen mindestens dreitägigen Unterbruch

anzuordnen.t6l

B. Fazit zum Bündner Jagdrecht

Lzo Bei der Beurteilung, ob das KJG nach einer allfálligen Annahme eine bundesrechtskonfor-

me Jagd ermöglichen würde, ist das Gesetz als Ganzes zu betrachten. Die Spielräume, die

die Regierung zur regionalen Steuerung der ordentlichen Hochjagd schon jetzt hat (regio-

nale Kontingente pro Jäger, Unterbrüche, Störaktionen, etc.) müssten ausgereizt werden

und ggf. auf Verordnungsstufe konkretisiert werden. Diese Spielräume müssten bundes-

rechtskonform weit ausgelegt werden, um die Ungültigkeit der Initiative zu vermeiden und

trotzdem die bundesrechtlichen Ziele nt erreichen.

16o

161
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Beide Kantone sehen das System der Patentjagd vor.1ó2

Im Kanton Bern bestehen sehr grosszügige Jagdzeiten, so umfasst die Jagdzeit für den Rot-

hirsch etwa den Zeitraum vom 1. September bis zum zo. September sowie vom 10. Oktober

bis zum 3o. November.los Jährlich werden für verschiedene Wildräume detaillierte Kontin-

gente festgelegt.to+

124 Im Kanton Wallis ist die Hochjagd beschränkt auf zwei Wochen nach dem Bettag im Sep-

tember.los Werden aber die Abschusszahlen für gewissen Arten nicht erreicht, so werden in

der entsprechenden Region die fehlenden Abschüsse durch die Wildhut erledigt;'66 genügt

dies noch immer nicht, können im Kanton wohnhafte Patentinhaber ermächtigt werden.toz

125 Damit zeigt sich, dass einerseits der Kanton Bern viel längere Jagdzeiten zulässt und der

Kanton Wallis eine im Ergebnis ähnliche Regelung wie die bündnerische Sonderjagd kennt.

Auch im Wallis geht man somit nicht davon aus, dass eine kurze Jagdzeit im September in

allen Regionen ausreichend ist, um die Abschusszahlen zuverlässig zu erreichen.

2. Andere Kantone

Der Kanton Glarus kennt ebenfalls das System der Patentjagd.toe Die Jagd auf Hirschwild,

Gämsen und Murmeltiere beginnt in der Regel am ersten Montag im September und dauert

t4 Tage.se Die Jagdgesetzgebung sieht eine Sonderjagd nicht ausdrücklich vor, Iässt aber

genügend Spielraum, so dass eine Sonderjagd (in Glarus Herbstjagd genannt) bei Bedarf

angeordnetwerdenkann(undzor3durchgeführtwurde).tzoDieRechtslageistentspre-
chend mit dem Kanton Graubünden vergleichbar.

Die Kantone Obwalden und Uri, die ebenfalls nach dem Patentsystem jagen, kennen äussert

flexible Rechtsgrundlagen, die den zuständigen Behörden einen grossen Spielraum bei der

Bern: Art. 4 Gesetz vom 25. März zooz über Jagd und Wildtierschutz (JWG, BSG 9zz.rr); Wallis: Art' ro Abs. r

Gesetz vom 30. Januar r99t über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel(KJSG, Nr' gzz.t).

Anhang I Jagdverordnung vom 26, Februar zoo3 (JaV, BSG 9zz'rrr)'

Vgl. Festlegungen für die Jagdperiode 2013 vom 3' Juni 2oL3,

http://www.vol.be.ch/vol/de/index/natur/jagd-wildtiere/jagd.assetref/content/dam/documents/VOL/LANAT

/de/Natur/Jagd_Witdtiere/tÁNAT_Jw_Festlegungen-fuer-die-Jagdperiode-de.pdf.

Art. Z Abs. z 5-Jahres-Beschluss über die Ausübung der Jagd im Wallis für die Jahre zorr bis zor5 vom r5. Juni

zorr (Fünf-Jahres-Beschluss).

Art. 16 Abs. r Fünf-Jahres-Beschluss.

Art. 16 Abs. z Fünf-Jahres-Beschluss.

Art. z Gesetz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel vom 6. Mai t979, GS VI E/ztt/r'

Art. 13 Verordnung zum kantonalen Jagdgesetzvom 27. Juni r99o, GSYIEIzttlz'

Jagdbetriebsvorschriften zotg,Ziff.4., <http://www.gl.ch/documents/Jagdvorschriften-eor3.pdf>.
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Festsetzung der Jagdzeiten gewähren.lz'Auch der Kanton Nidwalden jagt im Patentsystem

und kennt bei Bedarf eine dort ,,Regulationsjagd" genannte Sonderjagd.'z'

g. Fazit

Die untersuchten Patentjagdkantone kennen mit Ausnahme des Kantons Bern alle ein Sys-

tem, das eine Form der Nachjagd vorsieht. Im Kanton Bern dagegen sind die Jagdzeiten viel
länger und es gibt in jedem Fall zwei Jagdzeiten (eine im erste Anfang September und eine

zweite im Oktober/November, um beim Beispiel des Rothirschs zu bleiben).

V. Leitlinien zur Beurteilung der Gültigkeit der Sonderjagdinitiative

Im Grundsatz sind die Kantone zur Bejagung des Wildbestands verpflichtel, sofern die Be-

grenzung der von wildlebenden Tieren verursachten Schäden an Wald und an landwirt-

schaftlichen Kulturen auf ein tragbares Mass'zs nicht mit anderen Mitteln erreicht werden

kann. Sofern Schäden verhindert werden, ist es Sache der Kantone, über Einsatz der ver-

schiedenen Mittel (Jagd, Schutzmassnahmen) zu entscheiden.

Dabei stellt sich zuerst die Frage, was der Bundesgesetzgeber unter den Begriff,,tragbares

Mass" versteht. Die Begriffsdefinitionen der Bündner Jagdverordnung sind unerheblich.'z+

Für den Wald ist davon auszugehen, dass das entscheidende Kriterium ist, ob die natürliche

Verjüngung mit standortgerechten Baumarten nicht mehr gesichert ist.tzs Dabei muss die

Basisregulierung der Wildbestönde durch Bejagung erþIgen. Subsidiär können die Kan-

tone auf andere Schutzmassnahmen zurücþreifen. Gemäss dem Nachhaltigkeitsgrundsatz

darf die Selbsterneuerungskraft des Waldes nicht geschmälert werden und der Wald muss

seine Funktionen (Schutz-, Wohlfahrts- und Nutzfunktion) dauernd und uneingeschränkt

erfüllen können.1z6 Entscheidend ist folglich, ob das Bündner Jagdregime dies bei einer all-

fälligen Annahme der Sonderjagdinitiative noch gewährleisten könnte. Dabei handelt es

sich um eine fortwährende Verpflichtung zur Regulierung durch Jagd. Mit anderen Worten

ist das kantonale Jagdsystem derart einzurichten, dass bei einem Anstieg der Waldschäden

wirksame Gegenmassnahmen ergriffen werden könnten.

ts2 Aus der Jagdgesetzgebung ergibt sich weiter Folgendes

OW: Art. 16 Jagdverordnung vom 25. Januar r99r, GDB 65r.rr; UR: Art. r3 Jagdverordnung vom 14. Dezember

1988, RB Nr. 4o,3rrr.

S r8 Abs. 4 Jagdbetriebsvorschriften 2013, l{W GS 84r'rrr.

Art. rAbs. rlit. cJSG.

Siehe vorstehend, Rz. rr7.

Siehe vorstehend, Rz. 97.

a.a.O.
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Kann mit einer bestimmten Regelung eine artgerechte Alters- und Geschlechtervertei-

lung erreicht werden?

Kann der Populationsgrösse im Verhältnis zu den Lebensräumen eine gute Kondition

garantiert werden?

Ist die Jagdplanung auf diese Ziele optimiert und nachhaltig in dem Sinn, dass die In-

strumente auch mittel- und langfristig wirken?

133 Für die Landwirtschaft besteht von Bundesrechts wegen kein scharfes Kriterium. Es

schreibt aber vor, dass die Jagdplanung die örtlichen Besonderheiten berücksichtigt. Mass-

geblich ist d.emnach, ob das Bündner Jagdregime auch beachtliche regionale Disparitäten in

der Bejagungsnotwendigkeit noch abfangen könnte.

Lg4 Die Sonderjagdinitiative würde im Wesentlichen dazu führen, dass das Hochwild aus-

schliesslich während z5 Tagen (mehrere Unterbrüche sind möglich) im September und Ok-

tober bejagt werden kann. Das ist bundesrechtlich grundsätzlich möglich, denn das Bun-

desrecht lässt es denn Kantonen frei, wann sie, abgesehen der Schonzeiten gemäss Art. S

JSG, die Jagd zulassen.

lgb Die Initiative statuiert, dass die Abschusspläne, so geplant werden müssen, dass sie ,,innert

möglichst kurzer Zeít, auf alle Fälle während der ordentlichen Hochjagd erfüllt werden

können."rzz Dabei ist von Abschussplänen auszugehen, die gerade noch mit den bundes-

rechtlichen Vorgaben vereinbar sind (d.h. Basisregulierung der Wildbestände erfolgt durch

die Jagd, natürliche Verjüngung mit standortgerechten Baumarten gewährleistet, Berück-

sichtigung örtlicher Besonderheiten möglich).

136 Die Frage ist entsprechend, ob solche Abschusspläne mit den Vorgaben der Sonderjagdini-

tiative durchfuhrbar sind. Dies ist nicht in erster Linie eine Rechtsfrage. Es ist eine Frage

der Durchführbarkeit. Es ist empirisch (hier hat diese Abklärung der wildtierbiologische

Gutachter Prof. Robin übernommen) abzuklären, ob es unter den gegebenen Umständen im

Kanton Graubünden möglich ist, solche Abschusspläne während der ordentlichen Hochjagd

vollumfänglich zu erfüllen, dies hinsichtlich der vorstehend aufgezeigtenZiele.

rB7 Dabei ist zu beachten, dass es neben der Bejagung des Wilds noch andere Möglichkeiten

gibt, Wildschäden zu vermeiden. Dass diese Alternativen nur schwer umsetzbar sind, einer

Ratsmehrheit als grob unvernünftig erscheinenrzs oder mit erheblichen finanziellen Folgen

verbunden wären, reicht nicht aus, denn das Volk darf eben auch ein Gesetz beschliessen,

das der Ratsmehrheit unsinnig erscheint oder erhebliche finanzielle Folgen nach sich zie-

hen würde. Vielmehr muss die Durchführrng physikslisch eindeutig unmöglich sein, um

Art. rr Abs. r Satz r KJG gemäss Initiative,

Siehe vorstehend, Rz. 46.
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eine Ungültigkeit zu rechtfertigen. Die zu erwartenden Schwierigkeiten müssten unüber-

taindbar sein.lze

Bevor auf Unmöglichkeit geschlossen wird, sind insbesondere folgende Massnahmen mit in

Betracht zu ziehen, um die bundesrechtlichen Ziele n¿' erreichen.

Als Prämisse müsste das ,,tragbare Mass" der Wildschäden an Wald und landwirtschaftli-

chen Kulturen empirisch defìniert werden. Dies vor dem Hintergrund der verschiedenen

Funktionen des Waldes, aber auch der regionalen und lokalen Gegebenheiten. So ist davon

auszugehen, dass für Lawinenregionen ein wesentlich geringeres Mass an Schäden als trag-

bar anzusehen ist als für den Wald im Flachland.

Als erstes wäre zu prüfen, ob nach Art. rz Abs. z JSG jederzeit Einzelmassnahmen zur Re-

gulierung des Wildbestands angeordnet werden können gegen Tiere, die erheblichen Scha-

den anrichten. Mit dem Bundesgericht und dem Bundesamt für Umwelt ist davon auszuge-

hen, dass von einer solchen Einzelmassnahme nicht mehr als to%o des fortpflanzungsfähi-

gen Bestandes einer bestimmten Art betroffen sein dürfen. Die anvisierten Tiere müssen al-

lerdings für den erheblichen Schaden verantwortlich sein und müssen als solche auch iden-

tifiziert werden können. Ein genereller Überbestand kann nicht mit einer Massnahme nach

Art. rz Abs. z JSG bekämpft werden,'8o

Zweitens müsste bei einer allfälligen Annahme der Spielraum des Bündner Jagdgesetzes zur

regionalen Steuerung und Kontingentierung voll ausgenützt werden.18l Zudem müssten die

Möglichkeiten zur flexiblen Jagdplanung mit Unterbrüchen über einen Zeitraum von zwei

Monaten voll ausgenützt werden und die Behörden alle möglichen Unterstützungsaktionen

(insbesondere Störaktionen) anordnen.

Drittens müsste diese Unmöglichkeit selbst dann bestehen, wenn untergeordnetes Recht,

insbesondere die KJV, soweit wie aufgrund des geltenden übergeordneten Rechts (d.h. ins-

besondere des KJG) möglich, angepasst worden ist, um die Sonderjagdinitiative bundes-

rechtskonform umzusetzen.

Kommt das wildtierbiologische Gutachten zum Schluss, dass es nicht offensichtlich ist, dass

die Initiativeundurchf'uhrbar wäre, ist sie gemäss dem Grundsatz,,in dubio pro populo"

dem Volk zur Abstimmung vorzulegen.rs, Denn nur in den offensichtlichen Fällen darf eine

Initiative wegen Undurchführbarkeit dem Volk vorenthalten werden.18s Besteht dagegen

Unsicherheit, ob die Ziele erreicht werden könnten, kann die Initiative nicht als ungültig

erklärt werden.

Siehe vorstehend, Rz. 46 ff.

Siehe vorstehend, Rz. 82,

Siehe vorstehend, Rz. rr4.

Siehe vorstehend, Rz. 46 ff.

Siehe vorstehend, Rz. 46.
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VI. Folgerungen

A. Schlüsse aus dem wildtierbiologischen Gutachten Prof. Klaus Robin

r44 Prof. Klaus Robin gelangt zu folgenden, für die rechtliche Beurteilung der Volksinitiative

relevanten Schlüssen:

Der Verzicht auf Eingriffe ausserhalb der Hochjagd - auch wenn sie um einige wenige

Tage verlängert würde - hätte einen deutlichen Bestandszuwachs beim Rothirsch mit

zerstörerischer Wirkung auf die Waldverjüngung, insbesondere in den Überwinte-

rungsgebieten zur Folge (S. rr).
Eine solche Entwicklung ist absehbar, wo die jagdplanerischen Ziele nicht erreicht

werden (S. to).
Mit Annahme der Initiative könnten die jagdplanerischen Ziele (artgerechtes Ge-

schlechterverhältnis, Regulierung Anzahl der Tiere) während der ordentlichen Jagd-

zeit nicht erreicht werden. Ergänzende Massnahmen würden viel Zeit beanspruchen

und in dieser Zeit würde die Zahl an Rothirschen erheblich anwachsen (S.zZ und z9).

Der mit der Initiative verbundene Wegfall der Herbstjagd führt zu einem Anstieg der

Zahl der Rothirsche und zu einer Nutzungsintensivierung des Lebensraumes (S. Sl).

Das Rothirschmanagement hat sich an der Überwinterungssituation zu orientieren.

Ohne Herbstjagd wäre dies nicht mehr mögtich und würde den Jagddruck auf die in

der ordentlichen Jagdzeit greifbaren Bestände erheblich erhöhen (S. gt f.). Dies wür-

de zu einer Erhöhung der Winterbestände und zu einer Belastung des Walds führen.

,,Ein Verzicht auf die Herbstjagd wäre somit fatal" (S. gz).

Das Risiko des Wintersterbens der Rothirsche würde mit der erwarteten steigenden

Population ansteigen; ein Rückgang der Population würde durch das Wintersterben

bewirkt (S. 33, Abb. g und ro).
Die Folgerungen des wildtierbiologischen Gutachtens differenzieren je nach Wildtier-

art: Die Regulation der Gämsbestände ist mit Annahme der Initiative vollständig

möglich, die des Steinbocks ist zumeist möglich, beim Wildschwein verunmöglicht

und ruft beim Rothirsch ,,ein eigentliches Desaster" hervor, ,,gefolgt von einer nicht

mehr handhabbaren Lage im Wald" (S. SS). Die Regulierung der Geschlechteranteile

wäre bei Steinbock nur zum Teil erreichbar, beim Reh und Hirsch gar nicht.

Die forstliche Zielerreichung wäre generell in Frage gestellt (S. 35, Abb' 8). Damit

würden die Schäden an Wald und Flur erheblich zunehmen.

Die Regulierung über Einzelabschüsse würde sich vorliegend auch nicht als wirksa-

mes Korrektiv erweisen (S. s+).

B Rekapitulation der rechtlich mas s geblichen Gesichtspunkte

Die Gesetzgebung des Bundes verlangt:

. eine optimale Jagdplanung, die ausgerichtet ist

s8l+o
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. auf eine artgerechte Verteilung der Alters- und Geschlechterverhältnisse der

Wildpopulationen,
. eine gute Kondition der Wildtieren,
. welche den Lebensraum nicht übernutzen,

' insbesondere die natürliche Verjüngung des Waldes nicht verhindern

und die mittel- und langfristig wirkt (Grundsatz der Nachhaltigkeit).

C. Folgerungen

Aus dem wildtierbiologischen Gutachten ergibt sich, dass je nach Wildtierpopulation diese

Ziele nicht oder nur bedingt erreicht werden können. Einzig bei den Gämsen hätte die Initi-
ative keine unerwünschten Auswirkungen.

r47 Hinsichtlich der rechtlichen Wirkung der wildtierbiologischen Betrachtungen sind die vor-

liegend relevanten von den nicht relevanten Punkten zu unterscheiden. Nicht relevant sind

Betrachtungen des witdbiologischen Gutachters zu den (allenfalls ausfallenden) eidgenössi-

schen Staatsbeiträgen oder z:ur Zunahme an Verkehrsunfüllen. Diese Betrachtungen können

wohl in die politische Diskussion über die Annahme oder Nichtannahme der Initiative ein-

fliessen, haben jedoch keinen Bezug zur Frage der Bundesrechtskonformität der Initiative.

Von Relevanz sind jedoch die Ausführungen zur fehlenden Regulierbarkeit der Wildbestän-

de und zu den Auswirkungen auf die Verjüngung des Waldes.

Für die Bestände an Reh und Hirsch wird aufgezeigt, dass die artgerechte Regulierung der

Wildbestände nicht mehr möglich wäre. Zwar wäre ein ,,Regulativ" mit dem Wintersterben

zu erwarten, doch steht dieses in klarem Widerspruch zur Jagd- und Waldgesetzgebung des

Bundes, welche unabdingbar gesunde und damit ,,umweltbeständige" Population durch ei-

ne gezielte Regulierung mittels Jagd (und nicht unreguliertem Populationssterben) ver-

langt. Zudem könnte hier das Geschlechterverhältnis nicht mehr in genügendem Mass be-

einflusst werden.

150 Wenn auch das wildtierbiologische Gutachten offen lässt, welcher prozentuale Anteil der

Waldfläche nicht mehr natürlich verjüngbar wäre, so wird doch deutlich, dass die Wild-

schäden deutlich zunehmen würden. Nach der hier vertretenen Auffassung wäre dies hin-

zunehmen, wenn der kantonalen Jagd- und Forstverwaltung Instrumente zur Verfügung

stünden, um einen rechtlich nicht mehr haltbaren Anstieg über die z5%-Flächengrenze zu

verhindern. Diese Grenze bezeichnet nicht mehr als das, was rechtlich noch tolerierbar ist.

Als klar bundesrechtswidrig ist jedoch bereits eine Regelung anzusehen, die eine solche Be-

grenzung im Fall eines Anstiegs uon uorherein nicht zulässt. Das Waldgesetz gibt den Kan-

tonen nicht einen Freipass, um bis zur Grenzerreichung eine ungenügende Regulierung

vorzusehen, sondern verlangt fortwährend eine aktuell wie prospektiu wirkende Regulie-

rung mittels Jagd oder zumindest Massnahmen, die bei überhand nehmenden Wildschäden

an Wald eingesetzt werden könnten. Beides ist nach den wildtierbiologischen Abklärungen

nicht sichergestellt.
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Die vorstehenden Ausführungen gelten teilweise im selben Mass für Steinböcke. Hinsicht-

lich der Bestände an Gämsen werden hingegen keine negativen Auswirkungen erwartet.

Hier stellt sich die Frage nach der Teilgültigkeit der Initiative in dem Sinn, dass die neue

Regelung nur für die Gämsen wirken würde. Hierbei ist die bundesgerichtliche Rechtspre-

chung zur Teil(un)gültigkeit einer Volksinitiative in Erinnerung zu rufen. Hernach besteht

ein Anspruch auf Teil(un)gültigerklärung, wenn

die ungültig erklärten Teile nicht zentrale Anliegen des Begehrens ausmachen;

der Rest in sich sinnvoll vollziehbar ist und

es angenommen werden kann, dass eine für das Zustandekommen einer Initiative

ausreichendeZahlvon Initianten dem Begehren auch in der gültig erklärten Fassung

zugestimmt hätte.'e+

Während der zweite Punkt erfüllt scheint und zum dritten Punkt keine Anhaltspunkte für
oder gegen einen Standpunkt bestehen, bezieht sich die Nichtanwendung der neuen Rege-

lung und den zohlen- wie artenmässigen Grossteil der mittels Hochiagd bejagbaren Wild-

tierbestönde auf zentrale Anliegen des Begehrens, das die heutige Regelung durch ein neu-

es, alle von der Hochjagd erfassten Wildtierarten umfassendes Jagdsystem ersetzt haben

möchte.

Somit steht die im kantonalen Amtsblatt Nr. ro vom 7. März zor3 veröffentlichte Volksini-

tiative zur Abschaffung der Sonderjagd (Sonderjagdinitiative) nach der vorliegenden gu-

tachterlichen Binschätzung in einem offensichtlichen Widerspruch zum übergeordneten

Bundesrecht. Eine (blosse) Teilungültigerklärung der Volksinitiative scheidet demnach aus.

\

Tomas Poledna

184 Hangartner/Kley,Rz.zt44m.w,H.
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